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Gerhard Zwoch

Theodor Fontane als Zeit- und Gesellschaftskritiker

Ein Beitrag zu seinem 150. Geburtstag am 30. Dezember

Der frühere Göttinger Ordinarius für Neuere 
Geschichte, Professor Siegfried Kaehler, pfleg-
te seinen Studenten, wenn diese sich für sein 
Seminar über die Bismarck-Zeit und das Wil-
helminische Deutschland anmeldeten, den Rat 
zu geben: „Lesen Sie Fontane." — Er meinte 
damit jenen Fontane, der vornehmlich in den 
letzten beiden Jahrzehnten seines Lebens — er 
starb gleich Bismarck im Jahre 1898 — zu 
einem der schärfsten Kritiker deutscher Zu-
stände geworden war.
Diese Zeit- und Gesellschaftskritik steht hinter 
allen Romanen des erst spät zu schriftstelleri-
scher Reife und drängender Schaffensintensität 
gelangenden Fontane. Noch unverhüllter in-
dessen als im Romancier tritt uns diese Kritik 
im Briefschreiber Fontane entgegen; und der 
zeitkritische Briefschreiber wiederum nirgends 
so klar und geschlossen wie in den im Jahre 
1954 veröffentlichten „Briefen an Georg Fried-
länder". Diese Briefe, im Aussiedlungsgepäck 
der Tochter Friedländers — eines mit Fontane 
befreundeten schlesischen Amtsgerichtsrats — 
in den Westen gelangt, waren mit ein Anstoß 
für eine neue Ära der Fontane-Forschung nach 
dem Zweiten Weltkrieg. Sie stellen nicht nur 
für den Fontane-Forscher, sondern auch für 
den Neuhistoriker eine erstrangige Quelle dar 
und übertreffen an Aussagewert wahrlich man-
ches mehrbändige Werk der kleindeutschen 
Geschichtsschreibung/ indem sie die Staats-
und Hofhistoriographie der Generation eines 
Heinrich von Sybel und Heinrich von Treitsch- 
ke auf das ihnen zukommende Maß relativie-
ren. Dagegen erweisen sich diese Briefe Fon-
tanes nach über siebzig Jahren mit ihrer Kri-
tik am Bismarck-Reich und am Wilhelminischen 
Deutschland, mit der Aufdeckung der Gefähr-
dung jener vermeintlich „großen, herrlichen 
Zeit" als geniale Prophetie.

Eine literarische Renaissance

Fontane im Literaturgeschäft unserer Tage: 
Die Zahl der Einzelausgaben seiner Romane, 
seiner Briefbände, seiner autobiographischen 
Schriften — einschließlich der Taschenbü-
cher — ist Legion; dazu treten kritische Ge-
samtausgaben und sorgfältige mehrbändige 
Editionen. Der Adaption Fontanes durch den 
Spielfilm (Effi Briest mit mehreren Verfilmun-
gen, Frau Jenny Treibei, Irrungen Wirrungen 
und andere) ist das Medium Fernsehen mit 
einer Reihe bedeutender Inszenierungen ge-
folgt (Unterm Birnbaum, Schach von Wuthe- 
now, Unwiederbringlich, Mathilde Möhring).

An weiteren filmischen Umsetzungen Fontane- 
scher Vorlagen wird gearbeitet.

Diese Fontane-Renaissance ist in ihrer Breite 
und Intensität in der deutschen Literaturge-
schichte bislang ohne Beispiel. Sie nimmt dem 
Gedenken zum 150. Geburtstag des Dichters 
— Fontane wurde am 30. Dezember 1819 in 
Neuruppin in der Mark Brandenburg gebo-
ren — den Anstrich bloßer historisierender 
Courtoisie und bemühter Aktualitätsbeschwö-
rung.

Die Geburt des modernen Gesellschaftsromans 
in Deutschland

Diese posthume Erfolgswelle — zu Lebzeiten 
blieb der verdiente Durchbruch beim breiteren 
Publikum aus — verdankt der Dichter sicher 
keiner „Mode“, sondern einer zeitlosen litera-



rischen Qualität und einer eigenartigen Affini-
tät seiner Erzählkunst für das Fernsehspiel, 
worüber sich eine eindringliche dramaturgi-
sche Untersuchung sicherlich lohnen würde. 
Entscheidend ist wohl die Lebenskraft seiner 
Figuren, die glaubhafte psychologische Moti-
vierung ihres Verhaltens und ihr überzeugen- 
des Eindringen in das gesellschaftliche Gesche-
hen und die soziale Problematik. Durch die 
Verbindung von individuellem Schicksal mit 
gesellschaftskritischer Zustandsschilderung er-
reicht Fontane eine gleichsam metahistorische 
Sublimierung seiner Aussage. Das macht im 
Grunde seinen unverwechselbaren schriftstel-
lerischen Rang aus und ist sicher eine Wurzel 
für seine Modernität — 150 Jahre nach seiner 
Geburt, 70 Jahre nach seinem Tode. Ein 
freundliches Licht fällt dabei auch auf den gu-
ten Geschmack des Lesers unserer Tage.

Thomas Mann, der größte deutsche Erzähler 
des 20. Jahrhunderts, hat sich immer mit Ver-
ehrung und Liebe als literarischer Nachfahre 
Fontanes begriffen und diesem seiner Meinung 
nach größten deutschen Erzähler des 19. Jahr-
hunderts (trotz Stifter, Keller und Raabe) das 
historische Verdienst zugeschrieben, mit sei-
nem Werk die Ebenbürtigkeit des Romans ne-
ben dem Drama und der Lyrik erwiesen zu ha-
ben. Neben aller Wertung ist allerdings die 
Tatsache unbestritten, daß mit Theodor Fonta-
ne die Gattung des modernen Gesellschafts-
romans als späte Frucht auch in die deutsche 
Literatur eintritt, nachdem dieser die außer-
deutsche literarische Landschaft längst belebte.

Gespräch und Symbol

In der ästhetischen Grundlegung des moder-
nen Gesellschaftsromans kommt es nicht mehr 
in erster Linie auf das faktische Geschehen an 
sich an, sondern vielmehr auf die vollkomme-
ne Durchdringung der Handlung mit dem Den-
ken, Fühlen und den Reflexen der Haupt- und 
Nebenfiguren. Das Einzelschicksal fesselt nur 
und ist nur dann der Gestaltung würdig, sofern 
es gesellschaftlich etwas bedeutet. (Die litera-
rische Mitte zwischen den klassischen Model-
len des Abenteuerromans und des Erziehungs-

und Bildungsromans ist evident.) Zum adäqua-
ten Ausdrucksmittel werden für den modernen 
Gesellschaftsroman die kommunikativen For-
men Unterhaltung, Gespräch und Brief. Eins 
der wichtigsten Stilmittel wird dabei das Sym-
bol.

Fontane hat in der deutschen Erzählkunst nur 
mit Thomas Mann in der Anwendung und im 
Erfindungsreichtum des Symbols einen eben-
bürtigen Nachfolger gefunden. — Kunst und 
Technik seines symbolhaften Erzählens blei-
ben nicht im psychologischen Detail und im be-
ziehungsreichen Versatzstück haften, sondern 
das Symbol erfaßt auch das große historisch-
politische Geschehen. Die beiden politischsten 
Romane Fontanes machen das deutlich: Im 
„Schach von Wuthenow" nimmt das morali-
sche Versagen und der Untergang seines Hel-
den den Untergang des preußischen Staates 
von 1806 vorweg; in seinem letzten Werk „Der 
Stechlin" geht es unter dem Symbol des un-
ruhevollen Stechlin-Sees in einem unaufhörli-
chen politischen und sozialen Diskurs um nicht 
mehr und nicht weniger als die schwankenden 
Grundlagen des Wilhelminischen Deutschland 
und um Perspektiven der politischen Zukunft. 
In seinem letzten Roman ist die Individuation 
seiner Figuren zur Funktion der politischen 
und sozialen Krisendeutung geworden. Fonta-
nes Symbolkunst wird hier total: Das Symbol 
wird zum Inhalt — der Inhalt verdichtet sich 
zum Symbol.

Voraussetzungen und Wurzeln

Die schriftstellerische Kunst des reifen Fon-
tane erwächst organisch aus seiner Biographie: 
Aus seinen Anlagen und seiner Begabung; aus 
dem beruflichen Herumgestoßenwerden und 
dem Schinden der frühen und mittleren Jahre; 
schließlich aus dem Bemühen, mit disziplinier-
tem Fleiß und schwer errungenem Selbstver-
trauen den Durchbruch zum freien Schriftstel- 
lertum zu schaffen. Diese Entwicklung nachzu-
zeichnen ist hier nicht der Ort. Aber die gei-
stigen Wurzeln seines Schaffens müssen wir 
uns vergegenwärtigen.



Das ursprüngliche Erzählertalent, die Eleganz 
seiner Prosa, die Leichtigkeit seiner Verse al-
lein hätten nicht ausgereicht, Fontane seinen 
Platz in der deutschen Literatur zuzuweisen. 
Seiner Causerie, der echter Humor ebenso 
eigen ist wie überlegene Ironie — hierin ist 
Fontane gewiß dem Erbe seiner französischen 
Vorfahren aus der gemütlichen Gascogne und 
den temperamentgeladenen Cevennen ver-
pflichtet —, mußte sich das einfühlende Begrei-
fen der Geschichte und eine differenzierte 
psychologische Beobachtungsgabe zugesellen, 
um ein dichterisches Gesamtwerk zu ermög-
lichen, das von der erzählenden Historie sei-
ner „Wanderungen durch die Mark Branden-
burg" bis zur analytischen Kunst seiner spä-
ten Romane reicht.

Fontanes dem Menschen geltende Beobach-
tungsgabe, seine Liebe zur Geschichte und sein 
auf die Umwelt gerichtetes sozialkritisches 
Vermögen haben zwei Wurzeln: die Achtung 
des Persönlichen und die Wertschätzung der 
Erfahrung. Individualitätsgedanke und Empi-
rie spielen im Denken Fontanes eine entschei-
dende Rolle und rücken ihn an die Ahnenreihe 
des deutschen Historismus heran, ohne daß 
ihm das bewußt gewesen wäre. Ein histori-
sches und zeitkritisches Urteil abgebend, das 
vorsichtig vom Besonderen zum Allgemeinen 
aufsteigt — und nicht umgekehrt: das ist Geist 
vom Geiste der Publizistik Justus Mösers und 
der Geschichtsschreibung Leopold von Rankes. 
Hierhin gehört Fontane methodisch. Die Suche 
nach historischer Gesetzmäßigkeit hat ihn nie 
beschäftigt, systematisches philosophisches 
Denken und das Einordnen seiner Zeit- und 
Gesellschaftskritik in endgeschichtliche Ziel-
vorstellungen bleiben ihm Zeit seines Lebens 
fremd.

Die Dimension der Briefe

Mit seinen Gesellschaftsromanen, deren Klas-
sizität allerdings nur wenige seiner Zeitgenos-
sen erkannten, wird Fontane für die deutsche 
Literatur zu einem Phänotyp, der in die Höhen 
der Weltliteratur aufsteigt.

Dieser Durchbruch auch in das Bewußtsein 
einer breiteren Lesergemeinde und das Werk-
verständnis der internationalen Germanistik 
hat sich erst in den Jahren nach dem Zweiten 
Weltkrieg vollzogen. Eine Voraussetzung da-
für war der bereits erwähnte Fund der Briefe 
an Georg Friedländer. Für die Interpretation 
seines Romanwerks erschloß sich durch diese 
Briefe eine wenn auch nicht neue, so doch 
durchsichtigere und entschiedene Dimension. 
Fontane ist in seinen Romanen ein Meister der 
nicht ohne weiteres zu verstehenden dialekti-
schen Entfaltung des Gesprächs, ferner der An-
spielung, des Verschlüsselns und der Camou-
flage. Ganz anders in seinen Briefen. Er ist 
nicht nur der fleißigste Briefschreiber von al-
len zeitgenössischen Dichtern, sondern er legt 
in seinen Briefen in größter Offenheit persön-
liche Bekenntnisse ab und äußert hier — nun 
ganz und gar unverschlüsselt — Meinungen, 
deren Entschiedenheit und Härte die Empfän-
ger häufig schockierten.

Notwendige Abgrenzungen

Fontanes dichterische Mentalität und schrift-
stellerische Eigenart haben ihn Zeit seines Le-
bens wenig vom romantisch-genialen Poeten-
typ halten lassen — eines Typus, der seiner 
Herkunft entsprechend in Analyse und Kritik 
der Gesellschaft poesiewidrige Elemente 
schlechthin erblickt. Diese Abneigung war ge-
genseitig: Zwanzig Jahre nach Fontanes Tod 
hat ein Spätzeuge dieser Tradition — der dem 
Jüngerkreis Stefan Georges angehörende 
Friedrich Gundolf — ihn und Thomas Mann 
als „ephemere Jahrzehntemänner" abgetan, 
die große, „schicksalhafte Poesie" nicht her-
vorgebracht hätten. — Der späte Realismus 
Fontanes setzt sich auch von anderen Inhalten 
und Stilen ab. So hat er in seinem Selbstver-
ständnis nichts gemein mit dem politischen Ak-
tivismus eines Georg Herwegh und dem Pa-
thos und Pamphletismus anderer Vertreter des 
„Jungen Deutschland"; und nichts verbindet 
ihn auch mit den kontemplativen und lyrischen 
Gehalten der Dichtkunst Mörikes oder des 
Grafen Platen.



Fontane und die Weltliteratur

Neben dem eingeborenen Talent und der per-
sönlichen Entwicklung beruht Fontanes Spät-
werk, das mit „Schach von Wuthenow" (1882), 
„Irrungen Wirrungen" (1888) und vor allem 
„Effi Briest" (1895) weltliterarischen Rang er-
reicht, auf der Rezeption des großen europä-
ischen Gesellschaftsromans. Dieser Prozeß 
wird sicher durch die bereits erwähnte inhä-
rente Distanz zum poetischen Romantizismus 
und zur politischen Kampf- und Bekenntnis-
dichtung, als typisch deutschen literarischen 
Erscheinungsformen, erleichtert.

Der Einfluß der Historienmalerei Walter Scotts 
auf Fontane wird nun aufgehoben durch die 
bewußte Rezeption Balzacs, Flauberts, Tolstois 
und der beiden Schriftsteller, denen der späte 
Fontane nach eigenem Zeugnis das meiste ver-
dankt: Thackerays und Turgenjews. An Thak- 
keray ziehen ihn dessen Humor und gesell-
schaftskritischer Realismus an. „Vanity fair" 
(Jahrmarkt der Eitelkeit) wird zu seinem Lieb-
lingsroman. Dieses Vorbild läßt ihn nicht mehr 
los. Als Fontane über seinem großartigen Ro-
man „Irrungen Wirrungen" saß, schrieb er (an 
Ludwig Pietsch am 23. Dezember 1885): „Es 
fehlt uns noch ein großer Berliner Roman, der 
die Gesamtheit unseres Lebens schildert, etwa 
wie Thackeray in dem besten seiner Romane, 
in ,vanity fair', in einer alle Klassen umfassen-
den Weise das Londoner Leben geschildert 
hat." — An seinem „Meister und Vorbild" Tur-
genjew fesselte ihn dessen Kunst der psycho-
logischen Schilderung und die geniale Einglie-
derung von dessen Figuren in den gesellschaft-
lichen Entwicklungsprozeß.

Der zeitkritische Ansatz

Wir haben die geistigen Voraussetzungen des 
Zeitkritikers und die ästhetischen Grundlagen 
des Romanciers untersucht, wir haben in einem 
ersten Entwurf diese beiden Elemente in die 
originäre literarische Leistung Fontanes — die 
Verwirklichung des modernen deutschen Ge-
sellschaftsromans — einfließen lassen. Wir ha-
ben auch die Stellung des Dichters in der deut-
schen Literatur und seinen Standort im Zusam-

menhang mit der Weltdichtung zu bestimmen 
versucht.

Die wahre Größe eines Dichters ist an die Wir-
kung gebunden, die er über sein irdisches Le-
ben, über seine Zeit hinaus entfaltet. Die Fon-
tane-Renaissance unserer Tage zeugt von die-
ser fortdauernden Wirkung. Ihr wollen wir 
nachgehen und fragen, worin das lebendige 
Vermächtnis im Eigentlichen besteht. Die 
ästhetische Betrachtung umfaßt immer nur 
einen Teilbereich dichterischer Nachwirkung, 
wobei sicher Fontanes rein literarische Quali-
täten nach Stil und Form ihm einen hohen 
Stellenwert in der deutschen Literaturge-
schichte verschaffen. Aber die unverwechsel-
bare Leistung, das „eigentliche" Vermächtnis 
im Sinne unserer Frage reicht in andere, tiefe-
re Bereiche; in jene nämlich, die Fontane durch 
die Auseinandersetzung mit seiner Zeit und 
den Zeitgenossen, mit Staat und Gesellschaft 
freilegt. Darum geht es uns nun.

Preußen und sein Adel

Nichts hat Theodor Fontane Zeit seines Lebens 
so sehr beschäftigt wie das alte Preußen und 
dessen Führungsschicht, der preußische Adel. 
Dieses Thema weitet sich nach der Reichsgrün-
dung auf Preußen-Deutschland hin aus. Ne-
ben den Adel treten nun im aufkommenden 
Massenzeitalter das Bürgertum und die Arbei-
terschaft als soziale Schichten, die eine enga-
gierte sozialkritische Dichtung in die Ausein-
andersetzung einbeziehen muß. Aber auch 
jetzt noch bleibt das Adelsmotiv das wichtig-
ste Element von Fontanes Gesellschaftskritik. 
Ja, es will scheinen, als habe er seine größten 
Romane aus einer merkwürdigen inneren Ver- 
fallenheit heraus auf diesen preußischen Adel 
hin geschrieben — im Guten wie im Bösen.

Wer wollte bezweifeln, daß sich dem kriti-
schen Fontane hier ein weites Feld öffnete. 
Nachdem die schöpferischen Ansätze der Ro- 
formzeit nach 1806 für eine Erneuerung des 
preußischen Staates an Haupt und Gliedern in 
Restauration und Reaktion erstickt waren und 
nachdem die freiheitlichen Kräfte in Preußen 
und im übrigen Deutschland mit dem Scheitern 



der Revolution von 1848 resigniert hatten, 
mußten dem kritischen Bürgersinn die preußi-
schen Zustände als zurückgeblieben, als weit-
hin anachronistisch erscheinen. Eines der frü-
hesten Zeugnisse des zeitkritischen Fontane 
ist ein Aufsatz, den er — ergriffen vom Revo-
lutionsgeschehen — am 3. August 1848 unter 
vollem Namen in der „Zeitungshalle" mit dem 
Titel „Preußens Zukunft" veröffentlichte und 
in dem es heißt: „Jeder andere Staat kann und 
mag in Deutschland aufgehen; gerade Preußen 
muß darin untergehen . . . Bayern, Sachsen, 
Schwaben, die werden in Deutschland aufge-
hen; der großen deutschen Republik werden 
diese Namen nicht fehlen. Aber eine preußi-
sche Republik ist eine Unmöglichkeit, Preußen 
muß zerfallen."

Pseudokonservatismus

Man hat dem späteren Fontane vorgeworfen, 
von diesem republikanischen Pathos sehr rasch 
abgerückt zu sein und diese Gesinnung im Sol-
de der reaktionären preußischen Regierung 
von Manteuffel verraten zu haben. Gewiß — 
der politische Rigorismus der obigen Äuße-
rung wich bald einer an den neuen Realitäten 
orientierten Betrachtung. Das Herz sprach da-
bei sicher nicht mit, sondern die blanke Not-
wendigkeit, das tägliche Brot zu verdienen 
und eine Familie notdürftig zu ernähren. Aber 
die Kritik an Preußen hat Fontane zu keiner 
Zeit mehr verlassen, wenn auch die Zielrich-
tung eine andere wird. Sein zunehmender Un- 
und Widerwillen richtet sich nun nicht mehr 
gegen den preußischen Staat, kaum gegen die 
Person des Monarchen und die Monarchie als 
Institution; auch findet sich keine detaillierte 
staatsrechtliche Kritik der Verfassungsverhält-
nisse. Front macht er jedoch gegen den Adel, 
wobei er dessen unverdiente Privilegien als 
„Borussismus“ bezeichnet und gegen das 
„wahre Preußentum" abzusetzen versucht. Im 
Schlußwort seiner „Wanderungen durch die 
Mark Brandenburg", die die literarische und 
geistige Rampe für Fontanes Spätwerk sind, 
hat er 1881 seine Ansicht vom preußischen 
Adel vorläufig zusammengefaßt: „Wirklich, es 

lebt in unserem Adel nach wie vor ein naives 
Überzeugtsein von seiner Herrscherfähigkeit 
und seiner Herrscherberechtigung fort... Es 
wird aber nur wenige bürgerliche .Honoratio-
ren' geben, die nicht — auch bei konservativ-
ster Schulung und Naturanlage — durch den 
Pseudokonservativismus unseres Adels, der 
schließlich nichts will als sich selbst und das, 
was ihm dient, in peinlichste Verlegenheit und 
höchste Verzweiflung gebracht worden wä-
ren."

Ein anderer Unterbau

In bestürzender Weise offenbart sich diese fast 
zur Feindseligkeit werdende Kritik in den 
Briefen an Georg Friedländer aus seinem letz-
ten Lebensjahrzehnt, wenn er die alte Adels-
institution in ihren menschlichen, politischen 
und gesellschaftlichen Auswirkungen als end-
gültig überholt verwirft. Jenen Adel, den Fon-
tane ehedem geliebt und dessen Wandlung und 
Offensein für das Neue er so sehr ersehnt hat: 
„Preußen — und mittelbar ganz Deutschland — 
krankt an unseren Ostelbiern. Uber unseren 
Adel muß hinweggegangen werden ... Das 
Land ihm zu Liebe regieren, in dem Wahn: 
Dieser Adel sei das Land — das ist unser Un-
glück und solange dieser Zustand fortbesteht, 
ist an eine Fortentwicklung deutscher Macht 
und deutschen Ansehens nach außen hin gar 
nicht zu denken. Worin unser Kaiser die Säule 
sieht, das sind nur tönerne Füße. Wir brauchen 
einen ganz anderen Unterbau. Vor diesem er-
schrickt man; aber wer nicht wagt, nicht ge-
winnt. Daß Staaten an einer kühnen Umfor-
mung, die die Zeit forderte, zugrunde gegan-
gen wären — dieser Fall ist sehr selten. Ich 
wüßte keinen zu nennen. Aber das Umgekehr-
te zeigt sich hundertfältig." (An Friedländer 
am 4. April 1897.)

Ein Adel der Zukunft

Neben den Briefaussagen belegt auch das er-
zählerische Spätwerk Fontanes Adelskritik. Im 
„Stechlin" zieht er nicht lange vor seinem Tode 
die Summe einer lebenslangen Enttäuschung. 
An Stelle der hergebrachten Adelsmacht er-



hofft er einen „Adel der Zukunft", eine sich 
den politischen und sozialen Aufgaben der 
Zeit gewachsen zeigende Führerschaft, die aus 
dem Herzen, nicht aus Berechnung, sozial und 
politisch tätig wird. Den klugen Pastor Loren-
zen läßt er im „Stechlin" sagen, daß das Zeit-
alter, das von den Normen dieser exklusiven 
Adelswelt bestimmt wurde, unwiederbringlich 
zu Ende gehe. Effi Briest, die Heldin seines 
größten Romans, mußte noch an dieser in Kon-
ventionen und Paragraphen erstarrten Ord-
nung zerbrechen, die im Fontaneschen Sinne 
keine wahre „Ordnung" ist, weil ihr Offenheit 
und menschliche Güte fehlt, weil eine inhalts-
lose Scheinehre die Verhaltensnormen dieser 
antiquierten Adelswelt bestimmt. Wie sagt 
doch Effi Briest: „Mich ekelt, was ich getan, 
aber was mich noch mehr ekelt, das ist Eure 
Tugend."

überholtes Ordnungsdenken

Fontane protestiert gegen eine Ordnung, die 
den exklusiven Führungsanspruch einer privi-
legierten Klasse kennt, und setzt ihr eine von 
Nächstenliebe, Gleichberechtigung und Zu-
kunftsoffenheit bestimmte neue Ordnung ent-
gegen. — Für ihn ist es kein „Verhältnis" 
mehr, das sich der „Mann von Stande" allen-
falls leisten konnte, wenn in seinem mensch-
lich wärmsten Roman „Irrungen Wirrungen" 
der adlige Gardeoffizier das Mädchen aus dem 
vierten Stande liebt. Die wahre Liebe zwischen 
den beiden Menschen „ungleichen Standes" 
überwindet bei Fontane jede ständisch nor-
mierte Ordnung. Die Gemeinsamkeit zweier 
Liebender steht in diesem Sinne außerhalb 
der „Gesellschaft", auch wenn diese Liebe an 
ihr zerbricht.

Diesen Roman schrieb keiner der Jungen, son-
dern der reife Fontane, der durchaus konser-
vative Bewußtseinselemente in sich trug. Der 
Adel Preußens brach nun endgültig mit ihm 
und hat ihm nie verziehen. — Fontane ließ 
sich auch dadurch nicht davon abbringen, bis 
zu seinem Tode um das Menschenbild des 
preußischen Adels zu ringen. Seinem Ideal gibt 
er in der Grabrede des Pastors Lorenzen für 

den alten Stechlin Ausdruck, die auch ein 
Nachruf auf Fontane selbst sein könnte: „Er 
war kein Alter, freilich auch kein Neuer. Er 
hatte vielmehr das, was über alles Zeitliche 
hinaus liegt, was immer gilt und immer gelten 
wird: ein Herz. Er war kein Programmedel-
mann, kein Edelmann nach der Schablone, 
wohl aber ein Edelmann nach jenem alles Be-
ste umschließenden Etwas, das Gesinnung 
heißt."

Umstrittener Bismarck

Diese Gesinnung und Herzensbildung, die den 
konservativen alten Stechlin auszeichnet, ver-
mißt Fontane bei Bismarck, der als Staatsmann 
und Mensch notwendig in den innersten Kreis 
der Fontaneschen Zeitkritik rückt. — Der 
gleich seinem Bruder zu den Verehrern Fon-
tanes zählende Heinrich Mann schrieb in die-
sem Zusammenhang: „Wer aber in Werken, 
Briefen, Gedichten Fontanes immer wieder-
kehrt, ist sein Altersgenosse Bismarck — er 
sieht ihn groß und klein, er weiß über ihn 
mehr, als seither jemand wissen kann."

An Bismarcks Reichsgründung, am politischen 
Genie dieses Mannes, seiner vorsichtig über-
legenden außenpolitischen Taktik gibt es für 
Fontane nichts zu deuteln. Aber die unglück-
liche innenpolitische Hand des Junkers, seine 
Verständnislosigkeit den Fragen und Proble-
men des Industriezeitalters gegenüber erkennt 
der Dichter klar. Die eigentliche Kritik entzün-
det sich jedoch an der Kleinlichkeit und Selbst-
gerechtigkeit, die er im Charakter des Reichs-
gründers erkennt. Dessen verblassendes Cha-
risma und menschliche Schwächen bringt Fon-
tane eher mit Sorge als mit Befriedigung in 
einem Gespräch mit dem Grafen Eulenburg 
zum Ausdruck (1881): „Gegen Bismarck braut 
sich allmählich im Volk ein Wetter zusammen. 
. . . Nicht seine Maßregeln sind es, die ihn ge-
radezu ruinieren, sondern seine Verdächtigun-
gen. Er täuscht sich über das Maß seiner Popu-
larität. Sie war einmal kolossal, aber sie ist es 
nicht mehr. Es fallen täglich Hunderte, mitun-
ter Tausende ab. Vor seinem Genie hat jeder 
nach wie vor einen ungeheuren Respekt. ...



Was ihn einst so populär machte, war das in 
jedem lebende Gefühl: ,Ah, ein großer Mann'. 
Aber von diesem Gefühl ist nicht mehr viel 
übrig, und die Menschen sagen: Er ist ein gro-
ßes Genie, aber ein kleiner Mann'."

Noch stärker auf die menschlichen Schwächen 
abgehoben ist eine Briefstelle an seine Tochter 
Mete — seines neben Georg Friedländer ver-
trautesten Korrespondenzpartners — vier Jah-
re nach des Kanzlers Entlassung: „Immer ich, 
ich, und wenn die Geschichte nicht mehr wei-
tergeht, Klage über Undank und norddeutsche 
Sentimentalitätsträne. Wo ich Bismarck als 
Werkzeug der göttlichen Vorsehung empfinde, 
beuge ich mich vor ihm; wo er einfach er selbst 
ist, Junker und Deichhauptmann und Vorteils-
jäger, ist er mir gänzlich unsympathisch." Die 
Entlassung des „Eisernen Kanzlers" hatte Fon-
tane völlig ungerührt hingenommen: „Es ist 
ein Glück, daß wir ihn los sind . . . Seine Größe 
lag.hinter ihm; sie bleibt ihm in der Geschichte 
und in den Herzen des deutschen Volkes." 
(An Friedländer 1890.)

Die Wilhelmische Scheinwelt

Fontane hatte der Übernahme der Regentschaft 
durch Kaiser Wilhelm II. durchaus optimistisch 
entgegengesehen. Der junge Monarch segelte 
unter der Flagge eines „neuen jungen Deutsch-
land", sich selbst als ersten dynamischen Re-
präsentanten begreifend. Aber sehr bald wird 
offenbar, daß dem letzten Jahrzehnt der Ära 
Bismarck gegenüber sich nichts, aber auch gar 
nichts ändert. Lauthals verkündeter Reform-
wille versandet immer mehr in großsprecheri-
scher Demagogie. Als Fontane das hohle Pa-
thos des jungen Kaisers bemerkt, schlägt sein 
politisches Urteil um. Er durchschaut die Schein-
modernität des Kaisers und erkennt nun in der 
Ära Wilhelms I. und Bismarcks gegenüber die-
ser Hohlheit der Wilhelminischen Ära das klei-
nere Übel. In zwei Briefen an Friedländer aus 
dem Jahre 1897 schreibt er: „Er (Wilhelm II.) 
will, wenn nicht das Unmögliche, so doch das 
Höchstgefährliche mit falscher Ausrüstung, mit 
unausreichenden Mitteln. Es glaubt das Neue 
mit ganz Altem besorgen zu können, er will

Modernes aufrichten mit Rumpelkammerwaf-
fen ...". Und wenig später begegnen wir Fon-
tanes ständiger Frage nach menschlicher An-
ständigkeit: „Ich bin kein Bismarckianer, das 
Letzte und Beste in mir wendet sich von ihm 
ab, er ist keine edle Natur. ... Aber die Ho- 
henzollern sollten sich nicht von ihm abwen-
den, denn die ganze neue Glorie des Hauses 
verdankt das Hohenzollerntum dem genialen 
Kraftmeier aus dem Sachsenwald . .. Wie kann 
man die Geschichte so fälschen wollen. Es ist 
der sprichwörtliche Undank der Hohenzollern, 
der einen hier anstarrt."

Wir sahen bereits, daß die Fontanesche Ge-
sellschaftskritik von vornherein im Wesen und 
in der Entwicklung des Dichters angelegt ist. 
Und doch gewinnt diese Kritik ihre letzte Si-
cherheit erst in der Auseinandersetzung mit 
der politischen Scheinwelt des persönlichen 
Regiments Wilhelms II. Jetzt begreift Fontane 
im letzten die Dynamik des historischen Ent-
wicklungsprozesses und die Notwendigkeit 
einer politischen Führung, die sich mit den 
leitenden Ideen der Zeit im Einklang befindet.

Abtreten des Bürgers

Der preußische Adel und das Wilhelminische 
Kaisertum versagen der modernen Zeit gegen-
über. Wäre es nicht am deutschen Bürgertum 
gewesen, in die Bresche zu springen? Aber die-
ses Bürgertum, der dritte Stand, dem auch der 
kritische Dichter entstammt, enttäuscht ihn 
schwer. Fontane erblickte hier kein verhei-
ßungsvolles Land, wie intensiv und einfühl-
sam er auch den bescheidensten Hoffnungs-
schimmern eigenständigen bürgerlichen Selbst-
verständnisses nachgeht. Er beklagt, daß es 
dem deutschen Bürgertum sowohl unter Bis-
marck wie auch in der Wilhelminischen Ära ins-
gesamt an Charakter und Selbstbewußtsein 
mangele, daß es zuwenig Zivilcourage in den 
öffentlichen Angelegenheiten beweise und sich 
resignativ oder gar feige mit der dritten und 
vierten Rolle im Staate begnüge.

Mit beißender Ironie bedenkt Fontane in eini-
gen Briefen an Friedländer die Kapitulation 



vor dem „preußischen Hauptidol, dem Vitzli-
putzli des preußischen Kultus, dem Reserve-
offizier". Die vergiftende Wirkung des in der 
Wilhelminischen Ära weithin zu beobachten-
den Byzantinismus erfüllt ihn mit Sorge. Mit 
Bitterheit vermerkt er, wie sich so mancher 
Bürger bluffen läßt und klein beigibt, wenn 
militärisches oder militaristisches Denken und 
Handeln auf zivile Bereiche übergreifen. Im-
mer seltener werden ihm die Beispiele eines 
echten, auf Gesinnung, Menschenbildung und 
solider Kenntnis beruhenden bürgerlichen 
Selbstbewußtseins.

Heraufkommen des Bourgeois

Als Konsequenz dieses bürgerlichen Versa-
gens konstatiert Fontane die Ausbreitung des 
Bourgeois — und diesen Typ hat der bei allem 
Temperament in seinen Wertungen vorsichtige 
und in seinen Gefühlen sparsame Fontane ver-
spottet und verachtet. In „Frau Jenny Treibei", 
seinem heitersten Roman, konfrontiert er die 
Welt des echten Bürgertums mit der des Bour-
geois und Spießers; des Bourgeois mit dem un-
überbrückbaren Mißverhältnis zwischen Men-
schenbildung und Geldsackgesinnung, mit sei-
nem Streben nach Äußerlichkeiten, nach Titeln 
und Orden. Im „Stechlin" sagt er einmal, nun 
nicht mehr mit der heiter-ironischen Distanz, 
die wir aus „Frau Jenny Treibei" kennen: „Er 
(Gundermann) ist ein Bourgeois und ein Par-
venu, also so ziemlich das Schlechteste, was 
einer sein kann." .

Trotzdem wäre es verfehlt, diese Kritik Fon-
tanes am geistigen und sozialen Habitus der 
unorganisch wachsenden bourgeoisen Grün-
dergeneration mit der Verachtung Wilhelm 
Raabes oder dem Abscheu Friedrich Nietzsches 
dieser betriebsam-neureichen Zwischenklasse 
gegenüber zu vergleichen, die seither nicht 
wieder aus der deutschen Sozialstruktur ver-
schwunden ist. Kritik ist für Fontane auch bei 
diesem peinlichen Thema nicht vornehme Zu-
rückgezogenheit oder elitäre Abkehr, sondern 
sein unübersehbarer persönlicher Widerwille 
bleibt mit dem echt Fontaneschen Element des 
Interesses kombiniert. Die Werkverantwor-

tung des gesellschaftskritischen Schriftstellers 
überwindet die persönliche Animosität.

Freilich, die hellwache Suche nach der mensch-
lichen Substanz, nach der humanen Gesinnung 
bleibt als normatives Korrektiv immer gegen-
wärtig — um so unverständlicher ist gerade 
in diesem Zusammenhang der gegen Fontane 
häufig erhobene Vorwurf der grundsatzlosen 
Opportunität und eines knieweichen Relativis-
mus, der Gesinnung des „alles verstehen heißt 
alles verzeihen". Eine solche Kritik, die ehe-
dem aus dem Lager der völkischen Literatur-
kritik erging und die heute, wenn auch unter 
dem diametralen Vorzeichen des Klassen-
standpunktes , von Vertretern der marxi-
stischen Literaturkritik behauptet wird (in ge-
wissem Sinne auch von Georg Lukäcs), geht 
am geistigen Wesenskern des Dichters und sei-
nes Werkes vorbei. — Ein Schlaglicht auf Fon-
tanes Entwicklung wirft im Zusammenhang 
mit seiner Kritik an Bürgertum und Bourgeoi-
sie eine Briefstelle an seine Tochter aus seinen 
letzten Lebensjahren: „Ich werde immer demo-
kratischer und lasse höchstens noch einen ,rich-
tigen' Adel gelten. Was dazwischen liegt — 
Spießbürger, Bourgeois, Beamter und schlecht-
weg .Gebildeter' kann mich wenig erquicken."

Der Vierte Stand

Nicht so sehr die Enttäuschung über den Adel 
und die Verachtung für den Bourgeois haben 
Fontanes Blick auf den vierten Stand und des-
sen Probleme gelenkt. Vielmehr stellt sich ihm 
die Arbeiterfrage von seinem Sinn für die ge-
schichtliche Entwicklung, seinem politischen 
Nerv und seinem christlichen Humanismus 
her.

Nach dem Nobiling-Attentat auf Kaiser Wil-
helm L, am Vorabend des Sozialistengesetzes, 
schreibt Fontane an seine Frau (5. Juni 1878): 
„Alle diese Leute (gemeint sind die Angehö-
rigen des vierten Standes) sind uns vollkom-
men ebenbürtig, und deshalb ist ihnen weder 
der Beweis zu führen, daß es mit ihnen nichts 
sei, noch ist ihnen mit der Waffe in der Hand 
beizukommen. Sie vertreten nicht bloß Unord-
nung und Aufstand, sie vertreten auch Ideen, 



die zum Teil ihre Berechtigung haben und die 
man nicht totschlagen oder durch Einkerke-
rung aus der Welt schaffen kann. Man muß sie 
geistig bekämpfen, und das ist, wie die Dinge 
liegen, sehr sehr schwer." Es versteht sich am 
Rande, daß Fontane die Sozialistengesetze Bis-
marcks verurteilt. Fontane setzt sich im Laufe 
der Jahre immer stärker für die volle Aner-
kennung des vierten Standes und den gleich-
berechtigten Einbau der Arbeiterschaft in 
Staat und Gesellschaft ein. In einem Brief an 
seinen englischen Freund James Morris liefert 
er dafür gleichsam die innere Legitimitation: 
„Alles Interesse ruht beim vierten Stand. Der 
Bourgeois ist furchtbar, und Adel und Klerus 
sind altbacken, immer dasselbe. Die neue, bes-
sere Welt fängt erst beim vierten Stande an . . . 
Das, was die Arbeiter denken, sprechen, schrei-
ben hat das Denken, Sprechen, Schreiben der 
altregierenden Klassen tatsächlich überholt. 
Alles ist viel echter, wahrer, lebensvoller. Sie, 
die Arbeiter, packen alles neu an, haben nicht 
bloß neue Ziele, sondern auch neue Wege." 
(22. Februar 1896.) Zur gleichen Zeit läßt der 
Dichter dem sich durch ein abgewogenes Ur-
teil auszeichnenden Grafen Barby im „Stechlin" 
seinen politischen tour d’horizon so abschlie-
ßen: „Ob der vierte Stand sich etabliert und 
stabiliert — darauf läuft doch in ihrem ver-
nünftigen Kern die ganze Sache hinaus."

Die Summe: „Der Stechlin"

Dieses Wort des Grafen Barby ist im Grunde 
auch das Thema von Fontanes letztem Roman. 
Er zieht darin die Summe seines dichterischen 
Lebens — und das heißt, daß nun zeit- und 
gesellschaftskritische Schlußbilanz aufgemacht 
wird. Dem Dichter des „Stechlin" ist häufig 
vorgeworfen worden, daß dieser Roman ob 
seiner „Handlungslosigkeit" im traditionellen 
literarischen Sinne deutliche formale und in-
haltliche Schwächen aufweise und die Merk-
male des typischen Alterswerkes trage.

Bei näherer Betrachtung erweist sich ein sol-
ches Urteil als zu eng, ja als literarisches Miß-
verständnis, als Unverständnis der Absicht des 
Dichters gegenüber. Dieser Roman bezieht sei-

ne Spannung und seine Handlung aus der in 
ihm entfalteten Dialektik — aus der Ausein-
andersetzung zwischen „dem Alten" und „dem 
Neuen" — im politischen und sozialen Sinne. 
Die mit diesem polaren Ringen umschriebene 
universale Spannung kann auf Handlung im 
herkömmlichen Sinne verzichten, ja dieser 
Verzicht wird — getragen von der Stilistik 
Fontanes — zu einer Voraussetzung dieses 
politischsten Romans der deutschen Literatur 
bis auf den heutigen Tag — trotz Heinrich 
Manns „Der Untertan", Anna Seghers „Das 
Siebte Kreuz" und Uwe Johnsons „Mutmaßun-
gen über Jakob", um nur drei klassische ver-
gleichswürdige Titel dieser Romangattung zu 
nennen.

Zum Inhalt des „Stechlin" wird damit der Ent-
wicklungsprozeß der Gesellschaft schlechthin. 
Die Menschen und deren Gespräche, die sozia-
len und politischen Gruppierungen, die Situa-
tionen und Episoden sind nur funktionelle Sta-
tisterie — was keineswegs abwertend zu ver-
stehen ist — im Dienste der Romanidee, und 
diese heißt: Wie verläuft politische und so-
ziale Entwicklung? Als Antwort auf diese 
Frage steht im „Stechlin" der totale politische 
Roman vor uns.

Für das Neue leben

Wir wissen es nun bereits: das eigentliche 
Vermächtnis Fontanes liegt in seiner Zeit- und 
Gesellschaftskritik. Fontane selbst spricht in 
einer ganzen Reihe von Figuren des „Stechlin" 
zu uns: im alten Dubslav von Stechlin, im Gra-
fen Barby, im jungen Stechlin und vor allem 
auch in Melusine — einer der Frauengestalten, 
die in den Romanen Fontanes nach seinem 
eigenen Ausspruch „so vieles bestimmen". 
Aber durch keine Figur spricht das Vermächt-
nis des greisen Fontane so unverschlüsselt und 
unmittelbar zu uns wie im Pastor Lorenzen. In 
dessen Worte legt Fontane sein letztes Resü-
mee: „Ich respektiere das Gegebene. Daneben 
aber freilich auch das Werdende, denn eben- 
dies Werdende wird über kurz oder lang aber-
mals ein Gegebenes sein. Alles Alte, soweit es 
Anspruch darauf hat, sollen wir lieben, aber 



für das Neue sollen wir recht eigentlich le-
ben ... Ob ein Neues sein soll oder ob es nicht 
sein soll, um diese Frage dreht sich alles."

Und dann faßt der Dichter seine Sozialkritik, 
sein Ringen um den preußischen Adel und sein 
Eintreten für eine offene Gesellschaft in einem 
Wort des progressiven Pastors Lorenzen, den 
man sich politisch zwischen August Bebel und 
Friedrich Naumann stehend vorstellen könnte, 
zusammen: „In unserer Obersphäre herrscht 
eine naive Neigung, alles Preußische’ für eine 
höhere Kulturform zu halten . . . Der Hauptge-
gensatz alles Modernen gegen das Alte be-
steht darin, daß die Menschen nicht mehr 
durch ihre Geburt auf den von ihnen einzuneh-
menden Platz gestellt werden. Sie haben jetzt 
die Freiheit, ihre Fähigkeiten nach allen Sei-
ten hin und auf jedem Gebiet zu betätigen."

Tradition und Neuordnung

Ausgehend von den Briefstellen Fontanes über 
den vierten Stand und unter Bezug auf die 
politischen Aussagen des Pastors Lorenzen im 
„Stechlin" wird versucht, Theodor Fontane zu-
mindest als unbewußten Vorläufer dem Lager 
des historischen Materialismus und der marxi-
stischen Krisendeutung zuzuordnen. Eine un-
voreingenommene Werkanalyse jedoch ergibt, 
daß Fontanes humane Gesellschaftskritik und 
seine von geschichtlichem Sinn getragene poli-
tische Zeitkritik frei von parteipolitischer Stel-
lungnahme und von ideologischer Bindung ist. 
Sie entzieht sich der engeren politischen Ein-
ordnung.

Man hat dies neben der erwähnten marxisti-
schen Deutung versucht und ihn als Altkonser-
vativen beginnen lassend später in den poli-
tischen Bezirken der Freikonservativen oder 
der Nationalliberalen ansiedeln wollen. Die 
politischen Stellen des „Stechlin" in Betracht 

ziehend, wollten manche einen Linksliberalen 
oder einen gemäßigten Sozialdemokraten aus 
ihm machen. Alle diese Versuche gehen fehl 
und sind interpretatorisch uninteressant, weil 
der Persönlichkeit und der Aussage des Dich-
ters schlicht unangemessen.

Die Zeit- und Gesellschaftskritik Fontanes ist 
nur dann zu verstehen, wenn man den Dichter 
von seinem unbestechlichen Sinn für Geschich-
te, von seinem eingeborenen historischen Be-
wußtsein und von seiner Fähigkeit her, diese 
Elemente kritisch auf die Erkenntnis sozialer 
und politische Phänomene und Vorgänge anzu-
wenden, begreift.

Der im neunzehnten Jahrhundert neben der 
Generation des „Jungen Deutschland" poli-
tischste unter den deutschen Dichtern bezieht 
sein politisches und soziales Urteil aus der 
Einsicht in den geschichtlichen Entwicklungs-
prozeß und dessen Kontinuität. Nur von hier 
aus läßt sich so etwas wie eine einheitliche 
politische Anschauung Theodor Fontanes her-
leiten.

Diese Einsicht führt ihn zu jener Mitte, in der 
Tradition und Neuordnung zum Einklang ge-
kommen sind; jener realistischen Mitte, die die 
romantisch-reaktionäre Möglichkeit einer Ge-
schichtsphilosophie und einer von dieser ab-
geleiteten politischen Ideologie genauso ver-
meidet wie deren aufklärerisch-optimistische 
Gegenposition und ihre materialistische Wei-
terführung.

Dieses Bewußtsein der guten Mitte verbindet 
sich bei Theodor Fontane mit der Kraft des 
Herzens zur Kritik an einer Zeit und einer Ge-
sellschaft, die nicht in „Ordnung" war. Mit ih-
rem Anruf an den zivilen Mut, das soziale Ge-
wissen und die politische Vernunft ist sie im-
merwährend lebendig — auch heute.
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Dieter Nohlen / Rainer-Olaf Schultze

Die Bundestagswahl 1969 
in wahlstatistischer Perspektive

Materialien zur Diskussion des Wahlergebnisses

Die Parlamentswahlen in den demokratisch- 
pluralistischen Verfassungsstaa

1
ten erfüllen 

bestimmte Funktionen ). In parlamentarischen 
Systemen ist es eine vorrangig zu nennende 
Funktion, darüber zu entscheiden, welche Par-
tei oder Koalition von Parteien die Regierung 
übernehmen soll und welche Partei oder Par-
teien in die Opposition gehen sollen.

Die Bundestagswahl vom 28. September 1969 
hat in dieser wichtigen Frage keine eindeutige 
Entscheidung herbeigeführt. Ihr Ergebnis ließ 
mehrere Möglichkeiten der Regierungsbildung 
offen. Damit wurde es nach der Wahl zur Auf-
gabe derjenigen Parteien, die Parlamentsman-
date erringen konnten, das Wahlergebnis zu 
interpretieren und eigentlich erst zu komplet-
tieren. Die Analysen der Wahl, die von Seiten 
der Parteien vorgebracht wurden, besaßen so-
mit eine eminent politische Funktion; sie dien-
ten der Legitimierung ihrer eigenen Interes-
sen. Es wurden Hypothesen aufgestellt über 
die Wählerbewegung zwischen den Parteien 
und die neue Wählerstruktur der FDP; die Bil-
dung der kleinen Koalition unter Führung der 
Sozialdemokraten versuchte man damit zu be-
gründen. Die Wahlsoziologie wird die Richtig-
keit dieser Annahme erst noch überprüfen 
müssen. Auch wurde der ominöse Begriff vom 
Wählerwillen in die Auseinandersetzung um 
das Wahlergebnis hineingetragen, von Mani-

Das wahlstatistische Material der Bundestagswahl 
von 1969 wurde den Autoren freundlicherweise 
vom Statistischen Bundesamt zur Verfügung ge-
stellt. Unser besonderer Dank gilt dabei Herrn 
Rangol für seine tatkräftige Unterstützung.

1. Vorbemerkung

pulation und Verfälschung des Wählerwillens 
gesprochen. Demoskopische Umfrageergebnis-
se wurden aufgegriffen, um mit ihnen die Aus-
sage der Wählerschaft im Hinblick auf die Fra-
ge, wer Bundeskanzler werden solle, zu spezi-
fizieren.

Mit der Entscheidung über die Bildung der 
kleinen Koalition aus SPD und FDP wurde in-
zwischen — legitimiert durch die parteipoliti-
sche Interpretation des Wahlergebnisses — die 
wichtigste politische Konsequenz aus der Wahl 
gezogen. Dennoch bleibt die wissenschaftliche 
Analyse der Wahl eine vordringliche Aufgabe, 
zumal ihr für die Bundestagswahl von 1969 zu-
mindest eine besondere, wenn nicht sogar eine 
größere Bedeutung als bei allen vorangegan-
genen Wahlen zukommt.

Das Ziel dieses Beitrages zur Wahl von 1969 

ist es, einige Aspekte des Wahlergebnisses 

selbst, wie sie in den wahlstatistischen Zahlen 

zum Ausdruck kommen, darzustellen und in 

einem systematischen Vergleich mit früheren 

Wahlen zu untersuchen. Auf die Notwendig-

keit einer solchen eher Dokumentation als 

Interpretation für die Analyse des Wahler-
gebnisses ist erst jüngst mit Nachdruck hinge-

1) Siehe hierzu Dieter Nohlen, Begriffliche Einfüh-
rung in die Wahlsystematik, in: Die Wahl der Par-
lamente und anderer Staatsorgane. Ein Handbuch, 
hrsg. von Dolf Sternberger und Bernhard Vogel, 
Red. von Dieter Nohlen, Bd I: Europa, Berlin 1969, 
S. 12 ff.; vgl. auch Helmut Unkelbach / Rudolf Wil-
denmann 7 Werner Kaltefleiter, Wähler — Par-
teien — Parlamente. Bedingungen und Funktionen 
der Wahl, Frankfurt/M. 1965.



wiesen worden2). Es erscheint dabei beson-
ders wichtig, dieses Material relativ zeitig in 
die Diskussion über das Wahlergebnis einzu-
bringen, da — wie die Erfahrung früherer 
Wahlen zeigt — die erst Jahre später vorlie-
genden Spezialuntersuchungen kaum mehr in 
der Lage sind, die verfestigten Meinungen, die 

2) Karl Schwarz, Der Beitrag der amtlichen Stati-
stik zur Analyse der Ergebnisse politischer Wahlen, 
in: Sozialwissenschaftliches Jahrbuch für Politik, 
hrsg. von Rudolf Wildenmann, Bd. 1 (1969), S. 156.

teilweise auch auf vorschnelle Trendanalysen 
in der Wahlnacht zurückgehen, zu korrigieren. 
Die Autoren sind sich dabei der Tatsache be-
wußt, daß diese herkömmliche Methode der 
Wahlanalyse, die wahlstatistische Korrelation, 
eine Reihe von Fragen nur aufwerfen und nicht 
zugleich auch beantworten kann. Die Erklä-
rung und Deutung der Veränderungen im 
Wählerverhalten soll und muß Aufgabe der 
Wahlsoziologie und ihrer sozialwissenschaft-
lich-empirischen Methoden und Techniken



bleiben. Ihren Ergebnissen soll hier nicht vor-
gegriffen werden. Im Vorbereich dieser Fra-
gen kann jedoch auch der wahlstatistische Ver-
gleich einige grundsätzliche Entwicklungen 
und Strukturen aufzeigen und zu einer Viel-
zahl von Feststellungen kommen, die ein kla-
reres Bild von den Veränderungen im Partei-
enspektrum vermitteln als vereinzelte Bei-
spiele. Den Autoren geht es zudem darum, 
einige bei dieser Wahl in besonderem Maße 
deutlich gewordene Faktoren in den größeren 

Zusammenhang des Wahlsystems einzuord-
nen und dadurch auf ihre Relevanz für das 
politische System der Bundesrepublik zu über-
prüfen.
Für die Bundestagswahl von 1969 gilt in be-
sonderem Maße, was bereits für die vorange-
gangene Wahl von 1965 hervorgehoben wurde. 
Ihre Ausgangsposition ist erneut — diesmal 
jedoch erheblich grundsätzlicher — von der ih-
rer Vorgängerinnen verschieden gewesen*). 
Während man jene Wahl von 1965, vor allem,

Quelle: Diese und alle folgenden Tabellen wurden zusammengestellt nach der amtlichen Statistik. Für 
die Wahlen 1949, 1953 und 1957 nach Statistik der Bundesrepublik Deutschland, Bd. 10 (1952), Bd. 100,
2 Hefte (1954), Bd. 200, 4. Hefte (1957-—1961); für die Wahlen von 1961 und 1965 nach Statistik der
Bundesrepublik Deutschland, Fachserie A,Bevölkerung und Kultur, Reihe 8, für 1961 4 Hefte (1962—1964),
für 1965 9 Hefte (1964—1967). Vgl. auch Bernhard Vogel/Rainer-Olaf Schultze, Deutschland, in: Die Wahl 
der Parlamente und anderer Staatsorgane, hrsg. von Dolf Sternberger und Bernhard Vogel, Red. Dieter 
Noblen, Bd. I: Europa, Berlin 1969, S. 366 ff.



wenn man auf das Ergebnis sieht, noch weit-
gehend dem Entwicklungsprozeß zuordnen 
muß, der sich kontinuierlich seit 1949 vollzo-
gen und zu einem wenn nicht Zweiparteien-, 
so doch „zweipoligen Parteiensystem" bei 
gleichbleibender Rollenverteilung von Regie-
rung und Opposition geführt hat, so ist mit 
der Wahl von 1969 ein deutlicher Wandel 

eingetreten. Die Bildung der Großen Koalition 
vom Dezember 1966 hat so weitgehende Ver-
änderungen in den innenpolitischen Struktu-’ 
ren und im politischen Bewußtsein der Wähler 
bewirkt, daß sich diesmal nicht nur die Aus-
gangsposition, sondern auch die Wahl selbst 
und ihr Ergebnis von früheren Wahlen grund-
sätzlich unterscheiden.

2. Zur Interpretation des Gesamtwahlergebnisses

Das Gesamtergebnis der Bundestagswahl von 
1969 setzt dennoch in gewisser Hinsicht auch 
die Reihe der vorangegangenen Bundestags-
wahlen kontinuierlich fort. Entgegen der Mei-
nung vieler Beobachter der polit 4ischen Szene ) 
hat die Große Koalition keineswegs ein weit-
gehendes Desinteresse der Bevölkerung an 
den politischen Zeitereignissen bewirkt und zu 
einer verstärkten Wahlenthaltung geführt. 
Nicht zuletzt der fast ausschließlich gegenein-
ander ausgetragene Wahlkampf der beiden 
Partner der Großen Koalition, die scharfen 
Kontroversen zwischen CDU/CSU und SPD 
vor allem um die Wirtschaftspolitik haben da-
zu beigetragen, daß die Wahlbeteiligung kon-
stant und damit weiterhin ausgespro

7
chen hoch 

geblieben ist. Sie erreicht 86,  v. H. und ver-
fehlte die Beteiligung bei der Wahl von 1965 
nur um 0,1 v. H. der Wahlberechtigten.

Eine ähnliche Kontinuität in der Entwicklung 
ist auch bei einer Reihe weiterer Faktoren die-
ses Wahlergebnisses zu beobachten. Den zahl-
reichen kleinen Parteien und Splittergruppen 
— insgesamt hatten neben den drei dem fünf-
ten Bundestag angehörenden Parteien,

3) Hinsichtlich der Wahl von 1965 vgl. etwa Wer-
ner Kaltefleiter, Macht ohne Konsens?, in: Verfas-
sung und Verfassungswirklichkeit, Bd. 1 (1966) 
S. 14 ff.
4) So etwa auch Rudolf Wildenmann, Die Bundes-
republik am Scheideweg. Zur Bundestagswahl 1969, 
in: Sozialwissenschaftliches Jahrbuch, a. a. O., S. 19. 

CDU/CSU5), SPD und FDP, noch acht weitere 
Parteien Landeslisten zumindest in einem Bun-
desland aufgestellt6) — ist es wiederum nicht 
gelungen, größere Stimmengewinne zu erzie-
len. Der Gesamtstimmenanteil aller der Par-
teien, die die Fünf-Prozent-Sperrklausel nicht 
überspringen konnten, betrug nur 5,4 v. H. 7); 
davon erreichte allein die NPD bereits 4,3 v. H. 
der Zweitstimmen. Außer den Nationaldemo-
kraten erzielte nur noch die ADF mehr als 
0,5 v. H. der Zweitstimmen, die dazu berechti-
gen, aus der staatlichen Parteienfinanzierung 
Wahlkampfkosten erstattet zu bekommen8). 
Gerade das schlechte Abschneiden der erst-
mals gemeinsam unter Einschluß der DKP kan-
didierenden linkssozialistischen und kommu-
nistischen Gruppierungen war bei der Unruhe 
in der jüngeren Generation und den ,wilden'

5) CDU und CSU, die organisatorisch zwei Par-
teien sind und auch mit getrennten, d. h. unver-
bundenen Landeslisten an den Wahlen teilgenom-
men haben, werden im folgenden aufgrund ihrer 
engen Fraktionsgemeinschaft im Parlament als 
„eine" Partei bezeichnet.
6) In allen Bundesländern kandidierten nur die 
CDU/CSU, SPD, FDP, ADF und NPD; die Europa 
Partei (EP) hatte neun, die Freisoziale Union (FSU) 
und die Gesamtdeutsche Partei (GdP) je sechs, das 
Zentrum zwei sowie die Bayernpartei (BP) und die 
Unabhängige Arbeiterpartei (UAP) je eine Lan-
desliste aufgestellt. Vgl. hierzu die Veröffentli-
chung des Statistischen Bundesamtes, Die Wahlbe-
werber für die Wahl zum 6. Deutschen Bundestag 
1969, Stuttgart und Mainz 1969.

7) Siehe hierzu auch S. 17.
8) Vgl. § 18 ff. des Parteiengesetzes vom 24. Juli 
1967 (BGBl. 1967/1, S. 773) mit Abänderungen vom 
25. Juni 1969 (BGBL 1969/1, S. 645) und 22. Juli 1969 
(BGBl. 1969/1, S. 925).



Streiks größerer Teile der Industriearbeiter-
schaft kurz vor der Wahl nicht unbedingt zu 
erwar

9
ten, zumal die DFU bei den Wahlen von 

1961 und 1965 immerhin noch 1,  bzw. 1,3 v. H. 
der Stimmen erhalten hatte.

Die Annahme, daß die Große Koalition zur 
Desintegration des Parteiensystems beitragen 
würde, ist durch das Wahlergebnis eindeutig 
widerlegt worden. Vielmehr hat sich erneut 
— wie bei allen vorangegangenen Bundestags-

wählen — die Konzentration auf die bei-
den großen Parteien verstärkt. Sozialdemokra-
ten und Unionsparteien verfügen jetzt zusam-

men über 88,8 v. H. der Zweitstimmen, wäh-
rend auf alle neun anderen Parteien nur 11,2 
v. H. entfallen sind. Der Stimmenanteil aller 
drei Bundestagsparteien ist allerdings infolge 
der Verluste der Freien Demokraten, die nur 
noch 61 v. H. ihrer Stimmen von 1965 behaup-
ten konnten, geringfügig zurückgegangen.

Seit dem Wandel der SPD zu einer Volkspar-
tei nach dem Godesberger Parteitag von 1959 
stieg der Stimmenanteil der Sozialdemokraten 
bei allen Wahlen bis 1966; bei den Bundestags-
wahlen von 1961 um 4,4 v. H. auf 36,2 v. H. 
und 1965 um 3,1 v. H. auf 39,3 v. H. Dieser 
Trend setzte sich jedoch nach Bildung der Gro-
ßen Koalition bei den folgenden Landtagswah-
len nicht fort. Die SPD mußte vielmehr teil-
weise erhebliche Stimmeneinbußen hinneh-
men9). Dies führte vielfach zu der Annahme, 
daß sich die Ausgangsposition der SPD auch 
für die Bundestagswahl von 1969 verschlech-
tert habe und die Partei über eine geringere 
Basis al 10s bei der Wahl von 1965 verfüge ).  
Dennoch erreichte die SPD 42,7 v. H. der Zweit-
stimmen; der Abstand der beiden großen Par-
teien verringerte sich damit erneut. Die Diffe-
renz zwischen CDU/CSU und SPD ging von 
18,4 v. H. im Jahre 1957 über 9,1 v. H. im 
Jahre 1961 auf 8,3 v. H. im Jahre 1965 zurück 
und beträgt nunmehr nur noch 3,4 v. H.

9) So 8,7 v. H. in Bremen und 8,3 v. H. in Baden- 
Württemberg; vgl. den Beitrag „Deutschland" von 
Bernhard Vogel und Rainer-Olaf Schultze, in: Die 
Wahl der Parlamente und anderer Staatsorgane, 
a. a. O., S. 318.
10) Vgl. Rudolf Wildenmann, in: Sozialwissen-
schaftliches Jahrbuch, a. a. O., S. 19.

3. Regionale Differenzen

Dieser Angleichungsprozeß der beiden großen 
Parteien — wie er aus dem Gesamtergebnis 
auf Bundesebene sichtbar wird — kann jedoch 
kein ausreichendes Bild des Parteienspektrums 
in der Bundesrepublik liefern. Er darf nicht 
darüber hinwegtäuschen, daß die Parteistär-
ken regional ganz erheblich differieren. Bei der 
Bundestagswahl von 1969 erreichte die 
CDU/CSU ihr bestes Ergebnis auf Länderebe-
ne mit 54,4 v. H. in Bayern; den geringsten 
Stimmenanteil erzielte sie in Bremen mit 32,3 
v. H. Die SPD hingegen erhielt den größten 

Stimmenanteil in Hamburg mit 54,6 v. H., den 
niedrigsten in Bayern mit 34,6 v. H. Besonders 
auffällig ist, daß die Sozialdemokraten in den 
Stadtstaaten Hamburg und Bremen, in denen 
sie schon immer über starke Mehrheiten ver-
fügten, erneut überdurchschnittliche Stimmen- *



gewinne erzielen konnten. Der Abstand zur 
CDU/CSU vergrößerte sich somit wiederum, 
während er 1965 zurückgegangen und damit 
— ähnlich wie in den Ländern mit Stimmen-

mehrheit der CDU/CSU — eine Tendenz zum 
Abbau der regionalen Hochburgen sichtbar ge-
worden war.

Die SPD hat 1969 in allen Bundesländern 
Stimmen hinzugewonnen, während der Stim-
menanteil der CDU/CSU in acht Bundeslän-
dern zurückgegangen ist. Verbessern konnte 
sich die CDU/CSU nur in Baden-Württemberg 
(um 0,8 v. H.) und Hessen (um 0,6 v. H.). Die 
Gewinne in diesen beiden Ländern sowie die 
nur geringen Verluste in Niedersachsen (um 
0,6 v. H.) gehen einher mit überdurchschnittli-
chen Stimmeneinbußen der FDP in diesen Län-

dern, die zudem seit jeher relative Hochbur-
gen der Freien Demokraten gewesen sind. Die 
CDU/CSU konnte damit ihre eigentlichen Ver-
luste durch Gewinne von der FDP auffangen. 
Dies entspricht in gewisser Weise der Wahl-
entwicklung bei den Bundestagswahlen in den 
fünfziger Jahren, als die Unionsparteien ihre 
Stimmengewinne fast ausschließlich auf Ko-
sten der kleinen bürgerlichen Parteien erziel-
ten 11). Die vor allem von den Sozialdemokra-
ten aus parteipolitischen Überlegungen heraus 
vertretene These, daß der konservative Teil 
der FDP-Wählerschaft nach der programmati-
schen Standortveränderung der Partei in erster 
Linie zur CDU/CSU gewechselt ist, erfährt 
hier zweifellos eine Bestätigung. Dennoch 
kann erst eine genaue, auf empirisches Mate-
rial gestützte wahlsoziologische Analyse end-
gültige Klarheit über die Fluktuation der FDP- 
Wählerschaft geben.

Für die erwähnte These spricht auch die Tat-
sache, daß die CDU/CSU in den Bundeslän-
dern, in denen die FDP nur unterdurchschnitt-
liche Verluste erlitt, ihre stärksten Stimmen-
einbußen hinnehmen mußte, und zugleich die 
SPD hier (in Hamburg, Bremen, Nordrhein- 
Westfalen) ihren größten prozentualen Zu-
wachs erzielte: Am deutlichsten wird dies in 
Nordrhein-Westfalen, wo — höchst wahr-
scheinlich aufgrund einer starken Wählerbe-
wegung von der CDU 12zur SPD )  — der Um-
schlag zwischen CDU und SPD erfolgte und 
die SPD die CDU aus ihrer führenden Position 
verdrängen konnte. Am geringsten sind die 
Abstände zwischen den beiden großen Partei-
en zudem in Niedersachsen und Schleswig- 
Holstein. In diesen drei Bundesländern gewan-
nen dann auch die Sozialdemokraten — wie 
Darstellung I auf Seite 22 zeigt — die 
meisten Direktmandate hinzu. Wenn man die 
Tendenz vom Viel- zum Zweiparteiensystem 
als die Entwicklungslinie in der Bundesrepublik

11) Vgl. den Beitrag „Deutschland" von Bernhard 
Vogel und Rainer-Olaf Schultze, a. a. O., S. 298 ff. 
12) Die Wählerbewegung zwischen CDU und SPD 
wird auch bei einer Analyse auf Wahlkreisebene 
deutlich; siehe unten S. 32 ff. Aber auch hier kön-
nen nur empirische Untersuchungen die Richtigkeit 
dieser These endgültig bestätigen. 



annimmt, ist in diesen Bundesländern, vor 
allem natürlich in Nordrhein-Westfalen, die 
Wahlentwicklung zu einem funktionsfähigen, 
alternierenden Zweiparteiensystem am wei-

testen fortgeschritten, während in Baden-Würt-
temberg und Bayern, aber auch in Hamburg 
und Bremen die Hochburgen stark verfestigt 
sind.





4. Das Wahlsystem und seine Bedeutung für die Mandatsstärken 
der Parteien

Das Wahlsystem 13)  der Bundesrepublik 
Deutschland ist ein System der Verhältnis-
wahl. Die Ermittlung der Mandatszahl der ein-
zelnen Parteien im Bundestag erfolgt aus-
schließlich nach dem prozentualen Stimmenan-
teil der Parteien auf Bundesbene 14). Die „per-
sonalisierte Verhältniswahl" trägt dadurch 
— trotz der Erststimme für Wahlkreisbewer-
ber, an die 248 Mandate direkt in den Wahl-
kreisen vergeb 15en werden )  — der Zielvor-
stellung der Proportionalwahl weitgehend 
Rechnung. Sie verwirklicht die der Verhältnis-
wahl zugrunde liegende Repräsentationsvor-
stellung, „daß es Aufgabe einer repräsentati-
ven Körperschaft sei, die verschiedenen Grup-
pen einer Gemeinschaft so 

16
genau wie möglich 

gegenwärtig zu machen" ).

13) Zur Definition siehe die „Begriffliche Einfüh-
rung in die Wahlsystematik" von Dieter Nohlen, 
in: Die Wahl der Parlamente und anderer Staats-
organe, a. a. O., S. 28 ff.
14) Vgl. den Beitrag „Deutschland" von Bernhard 
Vogel und Rainer-Olaf Schultze, ebenda, S. 292 ff.
15) Zur Analyse von Erst- und Zweitstimmen siehe 
unten S. 27 ff.
16) Carl J. Friedrich, Repräsentation und Verfas-
sungsform in Europa, neuerdings in: Zur Theorie 
und Geschichte der Repräsentation und Repräsen- 
tativverfassungs, hrsg. von Heinz Rausch, Darmstadt 
1968, S. 218.
17) Diese Frage besitzt vor allem in Verhältnis-
wahlsystemen Relevanz. Mehrheitswahlsysteme 
unterliegen nicht dem gleichen Maßstab, denn sie 
gehen von einer anderen Zielvorstellung politischer 
Repräsentation aus. Eine historische Analyse zeigt 
jedoch auch, daß erhebliche Unterschiede zwischen 
Stimmen und Mandaten, die etwa so ausschlugen, 
daß Sieger und Besiegte wechselten, stets zu Über-
prüfungen des jeweils bestehenden Mehrheitswahl-
systems und oft zur Reform des Repräsentations-
modells (und damit des Wahlsystems) geführt ha-
ben.
18) Selbst das in der Weimarer Republik ange-
wandte Verrechnungsverfahren, die „Automatische 
Methode", konnte keine vollkommene Deckungs-
gleichheit erzielen. Technisch-logische Gründe ver-
hindern dies: Wenn — wie in der Weimarer Repu-
blik gültig — 60 000 Stimmen notwendig sind, um 
an der Mandatsvergabe beteiligt zu sein, muß eine 
Gruppe eben zumindest 60 000 Stimmen erreichen.
19) Jede Art von Sperrklauseln durchbricht an sich 
von der Theorie her gesehen das proportionale 
Repräsentationsprinzip. So auch Dolf Sternberger, 
Die große Wahlreform. Zeugnisse einer Bemühung, 
Köln und Opladen 1964, S. 143. In der Praxis sind 
jedoch Sperrklauseln, die ein allgemein anerkann-
tes Maß nicht überschreiten, mit dem Proporzprin-
zip zu vereinbaren. Rahmen und Höhe sind aber 
äußerst enge Grenzen gesetzt. Die vom Bundesver-
fassungsgericht noch als mit der Verhältniswahl 
konform anerkannte Fünf-Prozent-Sperrklausel 
dürfte ein solcher Grenzwert sein. Vgl. die BVerfG 
Entsch. 1, 209/256; 3, 383 ff.; 4, I 40/143/380; 5, 83; 
6, 94.

Kennzeichnend für dieses Repräsentationsmo-
dell ist das Verhältnis von Stimmen und Man- 
daten17 ). Dabei ist zu berücksichtigen, daß 
eine vollkommene Kongruenz des Stimmen- 
und Mandatsanteils aller Parteien, die sich an 
einer Wahl beteiligen, in der Praxis selbst in 
reinen Verhältniswahlsystemen schwer zu er-
reichen ist18 ). Die Verhältniswahl der Bundes-
republik enthält jedoch einige Einschränkun-
gen: die fünf 19prozentige Sperrklausel ),  mög-
liche Überhangmandate, aber auch das Ver-
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rechnungsverfahren der Methode d'Hondt, das 
in geringem Maße größere gegenüber kleine-
ren Parteien bevorzugt20 ). Diese Faktoren ha-
ben die Differenzen zwischen Stimmen- und 
Mandatsanteil bewirkt. Die Gültigkeit des Re-
präsentationsmodells der Verhältniswahl für 
das bundesrepublikanische Wahlsystem ver-

20) Vgl. Dieter Nohlen, Begriffliche Einführung in 
die Wahlsystematik, in: Die Wahl der Parlamente 
und anderer Staatsorgane, a. a. O., S. 48 ff.
21) Auf das Entstehen von Überhangmandaten 
kann hier nicht näher eingegangen werden. Siehe 
dazu Karl Heinz Seifert, Das Bundeswahlgesetz. 
Bundeswahlordnung und wahlrechtliche Nebenge-
setze, 2. Ausl., Berlin und Frankfurt/M. 1965; Karl 
Schwarz, Die Ursache von Überhangmandaten bei 
Bundestagswahlen und Möglichkeiten zu ihrer Be-
seitigung, in: DOV Bd. 15 (1962), S. 373 ff.; vgl. 
auch den Artikel „Überhangmandate" von Dieter 
Nohlen in dem von Kurt Sontheimer und Helmut 
Röhring hrsg. „Handbuch des Parlamentarismus", 
das voraussichtlich im Frühjahr 1970 erscheinen 
wird.

mögen sie jedoch nicht grundsätzlich die Frage 
zu stellen.

Wie die nebenstehende Darstellung zeigt, ha-
ben sich bei allen vorausgegangenen fünf Bun-
destagswahlen wie auch bei der diesjährigen 
nur geringfügige Abweichungen in der Stim- 
men-Mandatsrelation ergeben. Seit der Wahl 
von 1957 erzielten dabei — im wesentlichen 
eine Folge der Konzentration im Parteien-
system und Wahlverhalten — alle Parteien, 
die über fünf von Hundert der Zweitstimmen 
erhalten haben, einen größeren Mandats- als 
Stimmenanteil. Die drei stimmstärksten Par-
teien, CDU/CSU, SPD und FDP, ziehen dabei 
Nutzen vor allem aus der Sperrklausel. 
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Die 

Bedeutung der Uberhangmandate )  für die 
Differenz von Stimmen- und Mandatsanteil ist 
äußerst gering, zumal — wie Tabelle V aus-
weist — bei den Wahlen von 1965 und 1969 
keine Überhangmandate entstanden sind. Die 
Überrepräsentation der dem Bundestag ange-
hörenden Parteien erfolgt jeweils prozentual 
zu ihren Stimmenanteilen und ist bei jeder 
Partei um so größer, je höher die Summe der 
Stimmenzahlen der Parteien sind, die die 
Sperrklausel nicht überspringen können.

Der Einfluß des Wahlsystems auf die Mandats-
verhältnisse im Bundestag und damit letztlich 
auch auf die Regierungs- und Koalitionsbil-
dung ist bei keiner vorangegangenen Bundes-
tagswahl so relevant gewesen wie bei der 
diesjährigen. Dies kommt nicht so sehr in der 
endgültigen Stimmen-Mandatsrelation der 
dem Bundestag angehörenden Parteien zum 
Ausdruck, die kaum von der früherer Bundes-



tagswahlergebnisse abweicht. Die neue Re-
gierungskoalition aus SPD und FDP erzielte 
dabei mit 48,5 v. H. der Zweitstimmen einen 
Mandatsanteil von 51,2 v. H., während die 
CDU/CSU bei einem Stimmenanteil von 46,1 
v. H. auf 48,8 v. H. der Mandate kommt.

Auch die Gesamtzahl der nicht verwerteten 
Stimmen ist bei der Wahl von 1969 keines-
wegs überdurchschnittlich gewesen, wie ein 
Vergleich mit den vorausgegangenen Bundes-
tagswahlen seit 1953 22 ) — die Wahl von 1965 
stellt mit 1 186 449 (3,6 v. H.) allerdings eine 
Ausnahme dar — zeigt. So wurden 1953: 
1 803 026 (6,5 v. H.), 1957: 2 105 041 (6,9 v. H.) 
und 1961: 1 796 408 (5,7 v. H.) Stimmen nicht 
berücksichtigt, während bei der Wahl von 1969 
die Stimmenzahl der Parteien, die die Sperr-
klausel nicht erreicht haben, 1 801 699 (5,4 
v. H.) beträgt.

22) Die Wahl von 1949 kann nicht zum Vergleich 
herangezogen werden, da die Sperrklausel 1949 nur 
in einem Bundesland erreicht werden mußte. Erst 
seit dem Wahlgesetz von 1953 müssen die Parteien 
einen Zweitstimmenanteil von fünf Prozent im 
gesamten Wahlgebiet erzielen, um an der Mandats-
vergabe beteiligt zu sein.

23) Sie betrugen bei der ersten von der ARD 
durchgeführten Hochrechnung 1,5 v. H. zugunsten 
der CDU/CSU und 1,6 v. H. zuungunsten der SPD. 
Das Infas-Institut ermittelte dabei einen Stimmen-
anteil von 47,6 v. H. für die CDU/CSU und 41,1 v. H. 
für die SPD. Auch bei den Hochrechnungen des 
ZDF war die SPD zunächst deutlich unterrepräsen-
tiert. Das ZDF gab einen Stimmenabstand zwischen 
den beiden großen Parteien von etwa sechs Pro-
zent an. Das endgültige Wahlergebnis weist hin-
gegen nur noch eine Differenz von 3,4 v. H. aus. 
Beide Fernsehanstalten gaben zunächst die vor-
aussichtliche Mandatszahl der Unionsparteien mit 
248 Mandaten an und schlossen somit eine, wenn 
auch knappe, absolute Mehrheit der CDU/CSU im 
Bundestag nicht aus.
24) Die Hochrechnungen der Fernsehanstalten sind 
bisher immer ziemlich genau an das endgültige 
Ergebnis herangekommen, so daß die Abweichun-
gen fast zwangsläufig Verwunderung in der 
Öffentlichkeit hervorrufen mußten. Im Falle großer 
Veränderungen im Wählerverhalten und starker 
regionaler Differenzen können solche Abweichun-
gen jedoch auftreten, da die Möglichkeit besteht, 
daß das Wahlverhalten einiger Wahlbezirke nicht 
mehr repräsentativ für die Bevölkerungsschichten 
ist, für die sie ausgewählt worden sind. Eine ge-
wisse Rolle kann auch der zeitliche Faktor spielen; 
das Eintreffen der Einzelergebnisse kann eine 
über- bzw. Unterrepräsentation der Parteien be-
wirken. Ähnlich wie die demoskopischen Umfragen 
sind auch die Hochrechnungen unter solchen Vor-
aussetzungen in gewisser Weise überfordert; dies 
kann jedoch nicht ausreichen, sie und die ihnen 
zugrunde liegenden mathematischen und sozialwis-
senschaftlichen Methoden grundsätzlich in Frage 
zu stellen.

Den ungleich größeren Einfluß des Wahl-
systems, und hier besonders der Sperrklausel 
auf Mandats- und Mehrheitsverhältnisse bei 
der diesjährigen Wahl, haben vor allem die 
zahlreichen Hochrechnungen beider Fernseh-
anstalten in der Wahlnacht eindrucksvoll zu-
tage treten lassen. Angesprochen sind hier 

nicht so sehr die Abweichungen vom endgül-
tigen Wahlergebnis23 ), die in der Wahlnacht 
bei der Bevölkerung wie auch den Politikern 
zu weitgehender Verwirrung beigetragen und 
zweifellos das Vertrauen der Öffentlichkeit in 
die Aussagekraft von Hochrechnungen erschüt-
tert haben24 ). Es ist vielmehr die von den 



Hochrechnungen aufgezeigte Ungewißheit 
über das Abschneiden der NPD, die über lange 
Zeit vorgenommene doppelte Mandatsvertei-
lung — zum einen unter der Prämisse, daß die 
NPD fünf von Hundert der Zweitstimmen er-
reicht und damit in den Bundestag einzieht, 
zum anderen unter der Prämisse, daß die NPD 
unter fünf von Hundert und somit von der 
Mandatsverteilung ausgeschlossen bleibt —, 
die die ganze Bandbreite der verschiedenen 
Koalitionsmöglichkeiten und -notwendigkeiten 
transparent werden ließ.

Die erneute Bildung einer großen Koalition, 
möglicherweise gegen den Willen eines oder 
sogar beider Partner, wäre wohl unumgänglich 

gewesen, wenn die NPD mehr als fün
25

f Prozent 
der Zweitstimmen erzielt hätte ).  Die Bil-
dung der kleinen Koalition aus SPD und FDP 
hingegen ist nur möglich geworden, weil die 
NPD die Sperrklausel nicht überspringen 
konnte. Die Hochrechnungen der Wahlnacht 
mit den jeweils zweifach angegebenen Man-
datszahlen haben damit so deutlich wie nie zu-
vor erkennbar gemacht, in welchem Ausmaß 
die Mandatsverhältnisse im Bundestag, die 
Regierungsbildung und damit auch das ganze 
politische System unter bestimmten, durch die 
Stimmenanteile der Parteien gegebenen Vor-
aussetzungen von Wahlsystem und Sperrklau-
sel mitgeprägt werden können.

5. „Splitting" — ein neues Phänomen im Wahlverhalten?

Ein spezifisches Element des Wahlsystems 
der Bundesrepublik, dem gerade nach dieser 
Wahl besondere Aufmerksamkeit zugekom-
men ist, bildet die Erst- und Zweitstimmen-
konstruktion. Von der Wahlforschung ist da-
bei in weitaus stärkerem Maße als bei frühe-
ren Bundestagswahlen der Begriff des „Split-
ting" in die Diskussion eingebracht worden. 
Wie eine Reihe anderer von der Wahlfor-
schung verwandter Termini, so ist auch dieser 
Begriff aus der angelsächsischen, hier der ame-
rikanischen Wahlforschung übernommen wor-
den. Die Verwendung solcher Termini scheint 
jedoch nur dann methodisch unproblematisch 
und sinnvoll, wenn über den Begriff wie die 
mit ihm verbundenen Inhalte terminologisch 
völlige Klarheit besteht und die Bezugssyste-
me, in die ein solcher Begriff gestellt ist und 
durch die Übertragung gestellt wird, miteinan-
der vergleichbar sind.

Der Möglichkeit des Wählers zum Splitting in 
den Vereinigten Staaten und zu unterschiedli-
cher Stimmabgabe in der Bundesrepublik liegt 
zunächst eine vollständig voneinander abwei-
chende Wahlpraxis zugrunde. Die Basis in der 
Bundesrepublik bildet das Wahlsystem mit 
seinem Versuch, Mehrheitswahl und Propor-

tionalwahl, Personenwahl und Listenwahl 26)  
zu kombinieren, indem die eine Hälfte der 
Mandate auf Wahlkreisebene und die andere 
Hälfte über Landeslisten vergeben werden. Je-
der Wähler verfügt zu diesem Zweck für die 
Wahl ein und derselben Repräsentationskör-
perschaft über z 27wei Stimmen ):  über eine 

25) Theoretisch denkbar wären auch: 1. eine Min-
derheitsregierung der CDU/CSU, die sich dann 
zwangsläufig auf die Tolerierung durch die NPD 
hätte einlassen müssen; 2. die Auflösung des neu-
gewählten Bundestages und die Ausschreibung von 
Neuwahlen, sofern bei der Kanzlerwahl im Bundes-
tag kein Kandidat die absolute Mehrheit der Stim-
men erreicht hätte (vgl. GG Art. 63). Beide Mög-
lichkeiten wären in der Praxis aber wohl kaum in 
Erwägung gezogen worden.
26) Zu möglichen Listenformen siehe Dieter Noh- 
len, Begriffliche Einführung in die Wahlsystematik, 
in: Die Wahl der Parlamente und anderer Staats-
organe, a. a. O., S. 41 ff.
27) Formalrechtlich und in der wahlorganisatori-
schen Ausprägung besteht die Erst- und Zweitstim-
menkonstruktion erst seit dem Wahlgesetz von 
1953. Faktisch war sie jedoch bereits 1949 vorhan-
den. Bei der Wahl von 1949 hatte jeder Wähler 
zwar nur eine Stimme; diese wurde jedoch zweimal 
zur Mandatsermittlung herangezogen: zum einen 
zur Wahl der 242 Wahlkreisabgeordneten nach 
relativer Mehrheitswahl und zum zweiten als 
Stimme für die Landesliste zur Berechnung des 
Mandatsanteils der Parteien. Die Grundzüge des 
Wahlsystems sind somit seit 1949 unverändert gül-
tig. Der Wähler konnte allerdings 1949 seine Par  
teipraferenz nicht unterschiedlich äußern.



Erststimme zur Wahl eines Wahlkreisabgeord-
neten nach relativer Mehrheitswahl in 248 
Einerwahlkreisen sowie über eine Zweitstimme 
zur Wahl einer starren Parteiliste auf Länder-
ebene. Der Wähler erhält somit die Möglich-
keit, bei einer Bundestagswahl seine Partei-
präferenz unterschiedlich zu äußern. Er kann 
seine Erststimme zur Wahl eines Wahlkreis-
abgeordneten für einen Kandidaten abgeben, 
der nicht notwendig der Partei angehören muß, 
die er grundsätzlich mit seiner Zweitstimme 
wählen will. Geschaffen wurden Erst- und 
Zweitstimmen vor allem aus der Über-
legung heraus, daß auch diejenigen Wähler, 
die eine kleine Partei wählen wollen, die aller 
Voraussicht nach keine reelle Chance auf den 
Gewinn eines Wahlkreismandates hat, die 
Möglichkeit erhalten, den Kandidaten einer der 
Parteien zu wählen, die die relative Stimmen-
mehrheit im Wahlkreis erreichen können.

In den Vereinigten Staaten hingegen ist das 
Wahlsystem ohne irgendeinen Belang für das 
Splitting. Es ergibt sich dort vielmehr dadurch, 
daß die Präsidentschaftswahl und die Wahlen 
aller Repräsentationskörperschaften von der 
Gemeinde- bis hin zur bundesstaatlich-nationa-
len Ebene gleichzeitig an einem Wahltag abge-
halten und zumeist auch mit nur einem Stimm-
zettel durchgeführt werden28 ). Abgesehen 
von der politischen Relevanz schafft das Split-
ting in den Vereinigten Staaten zunächst nur 
die Voraussetzung, daß der Wähler seine Par-
teipräferenz für die Vielzahl zu bestellender 
exekutiver und legislativer Organe jeweils ge-
sondert — sei es als „Straight ticket" (ohne 
Änderung der Parteipräferenz bei allen Wah-
len) oder als „split ticket" (mit Änderung der 
Parteipräferenz bei einer, mehrerer oder auch 
aller Wahlen) — ausdrücken kann. So gese-
hen ist Splitting nichts anderes als die tech-
nische Möglichkeit, mehrere Wahlen auf einen

28) Dies gilt jedoch nicht für die gesamten Ver-
einigten Staaten. Aufgrund der bundesstaatlichen 
Struktur der USA fällt die Wahlgesetzgebung mit 
Ausnahme der Verfassungsbestimmungen in die 
Kompetenz der Einzelstaaten. In einigen Bundes-
staaten gibt es daher für die verschiedenen Wahlen 
mehrere Stimmzettel.

29) Diese Konstellation ergibt sich aufgrund des 
amerikanischen Parteiensystems vornehmlich dann, 
wenn der Kandidat der Republikaner die Präsident-
schaftswahl gewinnen kann. So sehen sich die bei-
den letzten republikanischen Präsidenten, Eisen-
hower und Nixon, jeweils einer demokratischen 
Mehrheit im Repräsentantenhaus gegenüberge-
stellt. Falls alle Wähler, die sich 1956 für Eisen-
hower entschieden haben, gleichzeitig auch für die 
republikanischen Kandidaten zum Repräsentanten-
haus gestimmt hätten, hätte Eisenhower im Reprä-
sentantenhaus über eine Mehrheit von 328 zu 107 
Mandaten verfügt. Das Splitting bewirkte jedoch, 
daß die Demokraten eine Mehrheit von 29 Manda-
ten erhielten.

Termin zu konzentrieren und gegebenenfalls 
mit einem Stimmzettel durchzuführen, ohne 
dadurch zugleich die Entscheidungsfreiheit des 
Wählers einzuschränken.

Dem Splitting kommt jedoch in den Vereinig-
ten Staaten zudem erhebliche politische Bedeu-
tung zu, die sich aus dem engen Zusammen-
hang mit dem Verfassungssystem ergibt. Die 
von der amerikanischen Verfassung verwirk-
lichte Gewaltenteilung zwischen Exekutive 
und Legislative, Präsident und Kongreß, die 
trotz aller seither entstandenen Verschrän-
kungen das politische System noch immer 
grundsätzlich bestimmt, findet im Splitting ih-
ren besonderen Ausdruck. Die Möglichkeit, 
seine Stimme bei der Wahl des Präsidenten 
für den Kandidaten der einen Partei, bei den 
Wahlen zum Repräsentantenhaus und Senat 
hingegen für die Kandidaten der gegnerischen 
zweiten oder auch dritten Partei abgeben zu 
können, erlaubt es dem amerikanischen Wäh-
ler somit, das von der Verfassung angelegte 
Regierungssystem selbst mit zu prägen und das 
gewaltenteilige Element - verstärkt wirksam 
werden zu lassen.

Ein besonderer Einfluß auf die politischen 
Strukturen geht vom Splitting notwendiger-
weise dann aus, wenn die Partei des Präsiden-
ten in einem oder sogar beiden Häusern des 
Kongresses nicht über die Mehrheit der Man-
date verfügt und der Präsident damit zu ver-
stärkter Zusammenarbeit mit der „Oppositions-
partei" gezwungen ist29 ). Das Splitting ver-
liert seine grundsätzliche Bedeutung jedoch 
nicht, falls eine solche Konstellation zwischen



Exekutive und Legislative nicht eintritt und 
die Partei des Präsidenten die Mehrheit im 
Kongreß innehat. Wie amerikanische Wahl-
untersuchungen 30)  gezeigt haben, erreicht der 
siegreiche Präsidentschaftskandidat zumeist in 
einer größeren Zahl der Repräsentantenhaus-
wahlkreise die Stimmenmehrheit als die Kan-
didaten seiner Partei bei den Wahlen zum 
Repräsentantenhaus, während die Partei des 
unterlegenen Kandidaten relativ besser ab-
schneidet als ihr Bewerber um die Präsidenten-, 
schäft. Dem amerikanischen Wähler dient das 
Splitting folglich vor allem dazu, dem von ihm 
gewählten Präsidenten mit dem Repräsentan-
tenhaus ein Element der Kontinuität und Sta-
bilität gegen 31überzustellen ).  Seine Funk-
tion besteht im wesentlichen darin „to streng- 
then the checks on power of the President that 
are built into the Ame

32
rican System of govern- 

ment" ).

Das Splitting bildet somit einen entscheiden-
den integralen Bestandteil des amerikanischen 
Regierungssystems, von dem maßgeblicher 
Einfluß auf die politischen Strukturen ausgeht. 
Der Begriff des Splitting ist dadurch so spezi-
fisch determiniert, daß eine Übertragung auf 
die Erst- und Zweitstimmenkonstruktion in 
der Bundesrepublik nicht unproblematisch er-
scheint. Zudem kommt der Erststimme für das 
parlamentarische Regierungssystem der Bun-
desrepublik nur ganz geringe Bedeutung zu. 
Die Mandatsverhältnisse im Bundestag kön-
nen von ihr in aller Regel nicht oder doch nur 
unerheblich beeinflußt werden33). Der aus-
schlaggebende Faktor des Wahlsystems ist die 
Zweitstimme, die allein die Grundlage für die 
Mandatsermittlung darstellt. Auch eine solche, 
vornehmlich funktionale Sicht spricht gegen 
die Verwendung des Begriffes. Beide Faktoren 

30) Siehe hierzu vor allem die Untersuchung von 
Milton C. Cummings Jr., Congressmen and the 
Electorate. Elections for the US-House and the 
President, 1920—1964, New York/London 1966; 
dort auch weitere Literaturangaben.
31) Vgl. ebenda, S. 55.
32) Ebenda, S. 30.
33) Einfluß auf die Mandatsstärke der Parteien im 
Bundestag erhält die Erststimme nur dann, wenn 
es zu Überhangmandaten kommt. Siehe hierzu 
oben S. 23 ff.

34) ßei den Wahlen von 1953 und 1957 war der 
Anteil der Wähler, die Erst- und Zweitstimme un-
terschiedlich abgaben, höher. So betrug er z. B. 
1957 10,7 v. H. Die Wahlen von 1953 und 1957 
können zum Vergleich nur bedingt herangezogen 
werden, da die CDU/CSU in zahlreichen Wahl-
kreisen mit den kleinen Parteien Wahlabsprachen 
eingegangen war und auf die Nominierung eines 
Wahlkreiskandidaten verzichtete. Zudem war der 
Stimmenanteil der kleineren Parteien erheblich 
höher, so daß auch die Differenz zwischen Erst- und 
Zweitstimmen fast automatisch größer sein mußte.
35) Veröffentlicht in den Textheften zu den jewei-
ligen Bundestagswahlen, für 1953 und 1957 in den 
Bden. 100 und 200, für 1961 und 1965 innerhalb der 
Fachserie A, Bevölkerung und Kultur, Reihe 8.
36) Vgl. Hartmut Jäckel, Die Auswirkungen einer 
Wahlrechtsreform. Methodische Bemerkungen zur 
Analyse von Wahlsystemen und Wahlergebnissen, 
in: PVS 7. Jg. (1966), S. 537 ff.; dort auch eine ein-
gehende Analyse der Bedeutung der Erststimmen 
im Hinblick auf eine Revision des Wahlsystems.

sollten zumindest Anlaß sein, den Gebrauch 
des Begriffes Splitting in Frage zu stellen.

Von der Möglichkeit, Erst- und Zweitstimmen 
unterschiedlich abzugeben, ist bisher bei den 
Bundestagswahlen nur relativ wenig Gebrauch 
gemacht worden. Bei der Wahl von 1965 ist 
allerdings im Vergleich zur vorausgegangenen 
Wahl eine minimale Zunahme eingetreten34 ). 
So gaben 1961 93,7 v. H. und 1965 nur noch 
91,4 v. H. der Wähler Erst- und Zweitstimme 
einheitlich ab. Wie die Repräsentativauszäh-
lungen des Statistischen Bundesamtes 85) zei-
gen, ist dabei die unterschiedliche Stimmabga-
be der Wähler, die mit. der Zweitstimme eine 
der beiden großen Parteien gewählt haben, 
äußerst gering gewesen, während die Wähler 
kleinerer Parteien, vor allem die der FDP, in 
weitaus stärkerem Maße von dieser Möglich-
keit des Wahlsystems Gebrauch machten. Von 
100 FDP-Wählern unterstützten 1961 nur 86 
und 1965 sogar nur 70 den Wahlkreiskandida-
ten ihrer Partei. Von dieser unterschiedlichen 
Stimmabgabe profitierten bei den vorangegan-
genen Bundestagswahlen vornehmlich die 
Wahlkreisbewerber der CDU/CSU, und zwar 
1957 im Verhältnis von 2:1, 1961 von 2,6 : 1 
und 1965 von 3 : 1 gegenüber den Sozialdemo-
kraten 36).

Für die Bundestagswahl von 1969 liegen die 
Ergebnisse der Repräsentativauszählungen



noch nicht vor36a). Endgültige Aussagen über 
die Abgabe von Erst- und Zweitstimmen kön-
nen deshalb noch nicht gemacht werden. Den-
noch müssen 1969 erhebliche Veränderungen 
eingetreten sein, die in ihrer Tendenz bereits 
aus den vorhandenen absoluten Zahlen sicht-
bar werden. Ganz allgemein wird man die 
These aufstellen können, daß die Wähler in 
viel stärkerem Maße als bei den vorangegan-
genen Wahlen Erst- und Zweitstimmen unter-

schiedlich abgegeben haben. Dies ist nicht zu-
letzt auch eine Folge der Großen Koalition. Die 
Zusammenarbeit von Unionsparteien und So-
zialdemokraten in der Regierung hat zweifellos 
die Bereitschaft der Parteianhänger beider Par-

36a) Währung der Drucklegung, jedoch nach Ab-
schluß des Manuskriptes sind die ersten Veröffent-
lichungen von Repräsentativauszählungen der Sta-
tistischen Landesämter für einzelne Bundesländer 
erschienen (so für Baden-Württemberg und Hessen). 
Sie bestätigen im allgemeinen die im folgenden 
gemachten Aussagen und bekräftigen vor allem 
auch die Veränderungen im Wahlverhalten der 
FDP-Wählerschaft. Im einzelnen konnten die Ergeb-
nisse der Sonderauszählungen leider nicht mehr 
berücksichtigt werden.



teien, den Wahlkreisbewerber des jeweiligen 
Partners zu unterstützen, wesentlich vergrö-
ßert. Vor allem ein nicht geringer Teil der 
CDU/CSU-Wähler dürfte bei dieser Wahl mit 
seiner Erststimme den Wahlkreiskandidaten 
der SPD gewählt haben. Für ein solches Wahl-
verhalten spricht insbesondere die Tatsache, 
daß sich die Zahl der Wahlkreise, in denen der 
Kandidat der CDU/CSU weniger Erststimmen 
erhielt als seine Partei Zweitstimmen, im Ver-
gleich zur Wahl von 1965 fast verdoppelt hat. 
Aus der obenstehenden Tabelle VIII wird zu-
dem deutlich, daß sich auch in den Wahlkrei-
sen, in denen die Wahlkreiskandidaten der 
CDU/CSU weiterhin mehr Erststimmen als 
ihre Partei Zweitstimmen erzielen konnten, ihr 
Stimmenvorsprung erheblich verringert hat, 
während bei den Kandidaten der SPD im Ver-
gleich zu den Wahlen von 1961 und 1965 ge-
nau die entgegengesetzte Entwicklung einge-
treten ist. In einer Reihe von Wahlkreisen 
ging dies sicherlich auf die Persönlichkeit 
des CDU/CSU-Kandidaten zurück. Die Tendenz 
selber wird dadurch jedoch nicht grundsätzlich 
in Frage gestellt, zumal auch die NPD, die in 
allen 248 Wahlkreisen Kandidaten nominiert 
hatte, wesentlich weniger Erst- als Zweitstim-
men erzielte und man vermuten darf, daß die 
Mehrzahl der NPD-Wähler, die Erst- und

Zweitstimme unterschiedlich abgegeben ha-
ben, mit ihrer Erststimme den Wahlkreis-
bewerber der CDU/CSU unterstützt haben37 ). 
Dennoch erreichte die CDU/CSU im gesam-
ten Bundesgebiet nur 36 137 mehr Erst- als 
Zweitstimmen, während die SPD einen Erst-
stimmenüberschuß von 336 658 Stimmen er-
zielte.

37) Auch hier kann erst die Repräsentativauszäh-
lung des Statistischen Bundesamtes über die Rich-
tigkeit dieser These endgültig Klarheit schaffen. 
Bei der Wahl von 1965 gaben von den NPD-Wäh- 
lern, die ihre Stimme aufspalteten, doppelt so viele 
ihre Erststimme für die Wahlkreisbewerber der 
CDU/CSU ab als für die der SPD.

Ausschlaggebend für diese Entwicklung muß 
wohl eine Veränderung im Wahlverhalten der 
FDP-Wähler gewesen sein, die erneut in grö-
ßerem Umfang von der Möglichkeit, Erst- und 
Zweitstimmen getrennt abzugeben, Gebrauch 
gemacht haben dürften. Die Differenz zwischen 
Erst- und Zweitstimmen ist zwar aufgrund der 
beträchtlichen Verluste der Freien Demokraten 
von 534 455 auf 348 771 zurückgegangen, doch 
stieg die prozentuale Differenz (Prozentsatz 
der weniger erzielten Erststimmen -an den je-
weils erzielten Zweitstimmen) von 1965 
17,2 v. H. auf 18,3 v. H. an. Im Gegensatz zu 
früheren Bundestagswahlen müssen dabei die



FDP-Wähler, die ihre Stimme aufgespalten ha-
ben, zumindest in erheblich stärkerem Ausmaß 
als bisher, wenn nicht sogar in ihrer Mehrheit, 
die Wahlkreiskandidaten der SPD gewählt ha-
ben. Beeinflußt haben dieses Wahlverhalten si-
cherlich auch die programmatische Annähe-
rung der FDP an die SPD und die kurz vor der 
Wahl deutlich gewordene Absicht der FDP- 
Führung, eine Regierungskoalition mit den So-
zialdemokraten einzugehen, falls dies zahlen-
mäßig im Bundestag möglich sein sollte.

Die Veränderungen im Wählerverhalten bei 
der Bundestagswahl von 1969 dürfen jedoch 
nicht dazu führen, daß der unterschiedlichen 
Stimmabgabe zu großes Gewicht beigemessen 
wird. So wurde unmittelbar nach der Wahl 
vorgeschlagen, die Bezeichnung Erst- und 
Zweitstimme durch die von „Personal-" und 
„Parteistimme" zu ersetzen38 ). Dies wird je-
doch der Motivation der Wahlentscheidung 
nicht gerecht. Die Stimmabgabe für den Wahl-
kreiskandidaten ist auch weiterhin bei der 
überwiegenden Mehrzahl der Wähler iden-
tisch mit der für die Partei. Dies zeigt sich vor 

38) Dieser Vorschlag wurde von Frau Noelle-Neu-
mann am 1. Oktober 1969 im ZDF-Magazin ge-
macht. Er diente wohl vornehmlich dazu, eine 
Motivation für die in der Tendenz richtige, in den 
Zahlen aber erheblich abweichende Wahlvoraus-
sage des Allensbacher Instituts zu geben, da die 
Prozentzahlen der Voraussage näher an das Erst-
ais Zweitstimmenergebnis herangekommen war.

39) Davon 1953 15 mal und 1957 fünf mal aufgrund 
von Wahlabsprachen.
40) Siehe hierzu die „Begriffliche Einführung in die 
Wahlsystematik", in: Die Wahl der Parlamente und 
anderer Staatsorgane, a. a. O., S. 37 ff.
41) Vgl. oben S. 19 ff.
42) Angegeben jeweils in Prozent der gültigen 
Zweitstimmen.
43) Dies gilt allerdings nicht für die FDP.

allem auch darin, daß die Erststimmenmehrheit 
in den Wahlkreisen nur in seltenen Fällen von 
der Zweitstimmenmehrheit abweicht. Die 
Häufigkeit, daß ein Kandidat mit der Erststim-
me im Wahlkreis siegte, obwohl seine Partei 
nach Zweitstimmen unterlag, war 1953 32, 
1957 13 39 ), 1961 sechs, 1965 neun und 1969 
acht. Für die Wahlentscheidung bleibt die Par-
teipräferenz des Wählers ausschlaggebend. 
Die unterschiedliche Stimmabgabe der Wähler 
kleinerer Parteien steht dem nicht grundsätz-
lich entgegen. Auch hier beruht die Entschei-
dung des Wählers zugunsten des einen oder 
anderen Wahlkreisbewerbers in erster Linie 
auf der Überlegung, für welche Partei dieser 
kandidiert. Gerade auch das Wahlverhalten 
der FDP-Wähler, die bei der Bundestagswahl 
von 1969 ihre Erst- und Zweitstimme aufspal- 
teten, bekräftigt dies. Von einer Personalent-
scheidung des Wählers kann bei der Erst-
stimme nur sehr bedingt gesprochen werden, 
zumal die Stimmabgabe für die Kandidaten in 
Einerwahlkreisen bei relativer Mehrheitswahl 
identi

40
sch mit der Parteipräferenz des Wählers 

ist und umgekehrt ).

6. Die Wahlentwicklung in den Wahlkreisen

Die Veränderungen in den Stimmenanteilen 
der Parteien bei der Bundestagswahl von 1969, 
die bei der regionalen Analyse bereits deut-
lich geworden sind41 ), werden bei der Aus-
wertung der einzelnen Wahlkreisergebnisse 
verstärkt sichtbar. In den folgenden Tabellen 
auf den Seiten 33 und 34 werden die Wahl-
kreise aufgeführt, in denen die beiden großen 
Parteien, SPD und CDU/CSU, ihre höchsten Zu- 
bzw. Abnahmen und die FDP ihre höchsten 

bzw. geringsten Verluste zu verzeichnen 
hatten42 ). Auffällig ist dabei zunächst, daß 
— von wenigen Ausnahmen abgesehen — 
die Wahlkreise in den sechs Tabellen mehr-
mals erscheinen. Besonders starke Ver-
luste einer Partei haben somit zu hohen Stim-
mengewinnen einer der beiden anderen 
Parteien geführt43 ). Diese Korrelation trifft 
vor allem für die CDU und SPD zu. Zehn der 
aufgeführten elf Wahlkreise, in denen die CDU 



ihre größten prozentualen Stimmeneinbußen 
hinnehmen mußte — die Ausnahme bildet der 
Wahlkreis 77 Neuß-Grevenbroich —, gehören 
zugleich zu den 16 Wahlkreisen mit den höch-

sten Stimmengewinnen der SPD. Alle diese 
Wahlkreise liegen in Nordrhein-Westfalen. 
Sie umfassen vornehmlich stark urbanisierte 
Gebiete.

Auch die übrigen sechs Wahlkreise sind 
städtische Wahlkreise (Hamburg, Freiburg, 
Stuttgart, Oldenburg). Aus der weitgehenden 
Übereinstimmung von maximalen SPD-Gewinn-
nen und CDU-Verlusten wird man eine starke 
Wählerbewegung von der CDU hin zur SPD 
schließen können, die um so stärker wird, 
je höher der Grad der Urbanisierung in den 
Wahlkreisen ist. Hinzu kommt dabei, daß die-
ses Wählerverhalten vornehmlich in den 
Wahlkreisen eingetreten ist, in denen die Ent-
wicklung zum Zweiparteiensystem besonders 
stark vorangeschritten war. Dem entspricht 
auch die Tatsache, daß mit Ausnahme des 
Wahlkreises 245 Saarbrücken-Land alle Wahl-
kreise mit den größten SPD-Verlusten in 
Bayern liegen. Vor allem in Bayern besteht 
somit die Asymmetrie des Parteiensystems 
zuungunsten der SPD weiter fort.

Die Freien Demokraten erlitten in der Mehr-
zahl der Wahlkreise mit den größten SPD-Ge-
winnen und CDU-Verlusten nur unterdurch-
schnittliche Verluste. Die Ausnahmen, die

Wahlkreise Bonn, Stuttgart, Hamburg I, Frei-
burg und Oldenburg, sind solche Wahlkreise, 
in denen die FDP bei der Bundestagswahl von



1965 einen über ihrem Stimmenanteil im Bun-
desgebiet liegenden Prozentsatz an Zweitstim-
men erreicht hatte. Ihre geringsten Stimmver-
luste hat die FDP im Gegensatz dazu vornehm-
lich in denjenigen Wahlkreisen hinnehmen 
müssen, in denen sie bereits bei früheren 
Wahlen nur geringe Stimmanteile erzielt hatte. 
In sieben der zehn angeführten Wahlkreise, 
die zudem alle wiederum in Nordrhein-West-

falen liegen, war die FDP schon 1965 unter fünf 
von Hundert der Zweitstimmen geblieben. Im 
Wahlkreis Recklinghausen blieb sie auch bei 
dieser Wahl unter diesem Prozentsatz. Nur in 
den beiden Kölner Wahlkreisen konnte sie 
auch 1969 mehr als fünf von Hundert der 
Zweitstimmen erreichen.

Ihre größten Verluste mußte die FDP in den 
Wahlkreisen hinnehmen, die bei den vorange-
gangenen Wahlen ihre Hochburgen gewesen 
waren. Von den hier angeführten zwölf Wahl-
kreisen mit Stimmeneinbußen von mehr als 
sieben von Hundert der abgegebenen Zweit-
stimmen sind acht — die Ausnahmen bilden

Gießen, Lüneburg und Balingen — identisch 
mit den Wahlkreisen, in denen die FDP bei 
der Wahl von 1965 ihre besten Ergebnisse im 
Bundesgebiet erzielt hatte. So erlitt sie im 
Wahlkreis Waldeck, der 1965 mit 20,6 v. H. an 
der Spitze aller Wahlkreise stand, 1969 mit 
einer Abnahme von 12,4 v. H. ihren größten 
Stimmenrückgang. Die schon bei der Analyse 
des Wahlergebnisses auf Länderebene zutage 
getretene Korrelation zwischen den FDP-Ver- 
lusten und CDU-Gewinnen wird auf Wahl-
kreisebene noch wesentlich deutlicher. In allen 
Wahlkreisen mit der größten CDU-Zunahme





mußte die FDP Stimmeneinbußen hinnehmen, 
die erheblich über den Bundesdurchschnitt lie-
gen. Mit Ausnahme der Wahlkreise Calw und 
Heilbronn erzielte die SPD in diesen Wahl-
kreisen nur unterdurchschnittliche Stimmenge-
winne. In zehn der zwölf Wahlkreise mit den 
maximalen Verlusten der Freien Demokraten 
konnte die CDU teilweise erhebliche Stimmen-
anteile hinzugewinnen. Die These, daß ein Teil 
der FDP-Wählerschaft zur CDU gewechselt ist, 
erfährt durch diese Ergebnisse ihre grundsätz-
liche Bestätigung. Sie muß jedoch insofern mo-
difiziert werden, als es in mehreren dieser 
Wahlkreise auch der SPD gelungen ist, über-
durchschnittliche Stimmengewinne zu erzielen. 
Dies braucht aber nicht notwendig auf einer 
direkten Wählerbewegung zwischen FDP und 
SPD zu beruhen, obwohl auch ein solches 
Wählerverhalten nicht auszuschließen ist. In 
diesen vornehmlich städtischen Wahlkreisen 
dürften sich vielmehr zwei Entwicklungslinien 
im Wahlverhalten gekreuzt und teilweise aus-
geglichen haben. Die starken Verluste der FPD 
dürften weitgehend der CDU zugute gekom-
men sein, die durch diese Stimmengewinne die 
Fluktuation ihrer Wähler zur SPD auffangen 
konnte. Die Höhe der Zunahme ist dabei 
— wie auch die Stärke der CDU-Verluste in 
den Wahlkreisen, in denen die FDP-Wähler-
schaft bereits bei den vorangegangenen Wah-
len relativ gering gewesen ist — in erster Li-
nie von dem Grad der Urbanisierung und In-
dustrialisierung abhängig.

Innerhalb der Gesamtwählerschaft der Sozial-
demokraten hat bei allen Bundestagswahlen 
ein deutliches Übergewicht der städtischen 
Wähler bestanden, während sich die Wähler-
schaft der Unionsparteien in ihrer Mehrheit 
stets aus ländlichen Wählerschichten zusam- 
mensetzte44 ). Wie die Tabelle XV zeigt, 
konnte sich die CDU/CSU bis zur Wahl von 
1961 aber auch in den großstädtischen Wahl-
kreisen relativ gut behaupten. Mit der Wahl 
von 1961 verstärkte sich der Gegensatz von

45) Das gegensätzliche Wahlverhalten von Stadt 
und Land steht damit jedoch keineswegs auch der 
Einführung eines mehrheitsbildenden Wahlsystems, 
wie etwa dem Dreierwahlsystem, entgegen, dessen 
Vorzug gegenüber der relativen Mehrheitswahl 
u. a. darin besteht, daß auch in Hochburgen die 
zweitstärkste Partei die Chance auf einen Mandats-
gewinn hat und somit die „Verödung" bestimmter 
Regionen verhindert wird.

44) Vgl. hierzu den Beitrag „Deutschland", in: Die 
Wahl der Parlamente und anderer Staatsorgane, 
a. a. O„ S. 308 ff.

Stadt und Land jedoch in erheblichem Ausmaß. 
Auf der einen Seite stieg der Anteil der länd-
lichen Wähler an der CDU/CSU-Wählerschaft 
und auf der anderen beruhten die Stimmenge-
winne der SPD seit ihrem Wandel zur Volks-
partei in erster Linie auf einem überdurch-
schnittlichen Stimmenzuwachs städtischer Wäh-
lerschichten. Auch bei der Wahl von 1969 hat 
sich diese Entwicklung fortgesetzt. Sie ist mitt-
lerweise soweit vorangeschritten, daß die CDU/ 
CSU nur noch in 14 von 90 großstädtischen 
Wahlkreisen stimmstärkste Partei ist. Dem 
unterschiedlichen Wahlverhalten von Stadt und 
Land kommt vor allem im Hinblick auf die 
Wahlreformdiskussion besondere Bedeutung 
zu. Der verfestigte Gegensatz von Stadt und 
Land dürfte ein wesentliches Faktum sein, das 
gegen die Einführung der relativen Mehrheits-
wahl in Einerwahlkreisen in der Bundesrepu-
blik spricht45 ).

Bei der Bundestagswahl von 1969 hat in 35 
Wahlkreisen ein Wechsel des Mandates zwi-
schen den beiden großen Parteien stattgefun-
den, wobei die Sozialdemokraten in 34 Wahl-
kreisen das Direktmandat neu gewinnen konn-
ten und nur einen Wahlkreis an die Union 
verloren. Trotz dieses recht erheblichen Man-



datswechsels 46) besteht auch nach dieser 
Wahl in der überwiegenden Zahl der Wahl-
kreise eine ähnlich ausgeprägte Hochburgen-
situation, wie sie bei der Gegenüberstellung 
von Stadt und Land deutlich geworden ist. Der 
Angleichungsprozeß der beiden großen Par-
teien auf Bundesebene seit 1961 hat keines-
wegs dazu geführt, daß sich zugleich auch die 
Zahl der Wahlkreise mit unsicheren Mehr-
heitsverhältnissen stetig erhöht hat. In aller 
Regel kann man dabei alle die Wahlkreise als 
sichere Wahlkreise ansehen, in denen die 
stimmstärkste Partei einen Vorsprung von 
etwa zehn von Hundert der Stimmen erreicht 
hat. In solchen Wahlkreisen dürfte bei der 
nächsten Wahl kein Mandatswechsel eintre-
ten, sofern diese nicht unter ganz außerge-
wöhnlichen politischen Voraussetzungen statt-
findet.

Diese „Faustregel" wurde auch bei dieser 
Wahl grundsätzlich bestätigt. So betrug der 
stärkste Verlust der CDU 9,6 v. H. der Zweit-
stimmen, während die SPD einen maximalen 
Gewinn von 10,2 v. H. erzielte. Nur in drei der 
34 Wahlkreise, die die Unionsparteien an die

46) Bei der Wahl von 1965 fand nur in 25 Wahl-
kreisen ein Mandatswechsel statt.

Sozialdemokraten verloren, war die Differenz 
der Erststimmen bei der Wahl von 1969 größer 
als zehn von Hundert; sie betrug in zehn



Wahlkreisen über fünf, in 21 Wahlkreisen 
unter fünf Prozent der Erststimmen. Wie Ta-
belle XVII zeigt, ist die Zahl der Wahlkreise 
mit einem Vorsprung von über zehn von Hun-
dert der Zweitstimmen im Vergleich zu den 
vorangegangenen Bundestagswahlen keines-
wegs zurückgegangenen, sondern hat sich ge-
ringfügig erhöht. Dies beruht zum einen dar-
auf, daß die CDU/CSU — wenn auch nicht 
mehr in dem Ausmaß wie bei früheren Wah-
len — auch 1969 die überwiegende Mehrzahl 
ihrer Wahlkreise mit einem übergroßen Stim-
menüberschuß gewonnen hat und die SPD 
in diesen vornehmlich bayerischen und baden- 
württembergischen Wahlkreisen nur minimale 
Stimmengewinne erzielte. Zum anderen aber 
konnten die Sozialdemokraten nicht nur 34 
Wahlkreise neu gewinnen, es gelang ihnen 
zugleich auch, ihren Stimmenvorsprung in den 
bereits bei früheren Wahlen gewonnenen 
Wahlkreisen erheblich zu vergrößern. Die 
Zahl ihrer Wahlkreise mit einem Erststimmen-
überschuß von weniger als zehn von Hundert 
hat sich dadurch gegenüber 1965 nur um drei 
erhöht, so daß nach der Wahl von 1969 von 
den 127 sozialdemokratischen Wahlkreisen 79 
(61,4 v. H.) als sichere Wahlkreise angesehen 
werden können, während es 1965 nur 49 (54,5 

v. H.) waren. Die Stimmengewinne der SPD 
haben also nur in geringem Maße dazu beige-
tragen, die Hochburgenbildung in der Bundes-
republik abzubauen. Die Stimmentwicklung in 
den Wahlkreisen hat vielmehr bewirkt, daß 
nun auch die SPD über annähernd so viele 
sichere Wahlkreise verfügt wie die CDU/CSU.

Die Wahlkreisergebnisse spiegeln somit in ge-
wisser Weise die ausgeprägten regionalen Un-
terschiede wider, wobei als weiteres Element 
noch der Gegensatz von Stadt und Land hinzu-
tritt. Diesen Entwicklungen im Wahlverhalten 
der Bundesrepublik kommt besondere Bedeu-
tung zu vor allem im Hinblick auf die Frage, 
ob und inwieweit die Bundestagswahl von 
1969 einen weiteren Schritt auf dem Wege zu 
einem funktionsfähigen Zweiparteiensystem 
darstellt, das bei jeder Wahl die Möglichkeit 
des Regierungswechsels offen läßt. Eine aus-
schließlich auf wahlstatistischem Material ba-
sierende Interpretation des Wahlergebnisses 
kann diese Frage nicht zureichend beantwor-
ten. Hierzu bedarf es der weiterführenden 
Analysen der Wahlsoziologie über die Wech-
selwählerschaft und das Wahlverhalten der 
einzelnen Bevölkerungsschichten, deren Ergeb-
nisse gerade für diese Bundestagswahl von 
1969 von besonderem Interesse sein werden.
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